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Der Fünferrat iſt ſtark beſchäftigt.
Der Friedensvertrag

ſoll „in Kraft geſetzt“ werden.
Verſailles, 1. Nov. Der Fünferrat beſchäftigte ſich in der

heutigen Vormittagsſitzung unter Clemenceaus Vorſitz wiederum

mit Maßnahmen, um den n von Vere en. Jn Anweſenheit MarſchallFach in Kraft zuFochs iſt beſchloſſen worden, durch eine Note die deutſche Regie-
rung aufzufordern, in kürzeſter Friſt Vertreter nach Paris zu ent-
ſenden, die gemeinſam mit denen der alliierten Mächte und des
interalliierten Generalſtabs die einzelnen Maßnahmen beraten
ſollen, die ſofort nach Jnkrafttreten des Friedensvertrags von
Verſailles getroffen werden müſſen, laut Temps hauptſächlich
wegen Räumung und Beſebung der abzutretenden Gebiete und
der Tätigkeit der interalliierten Kommiſſionen; auch ſoll die
dentſche Regierung vor Jnkrafttreten des Friedensvertrags ein
Protokoll unterzeichnen, in dem ſie erklärt, daß die noch nicht völlig
erfüllten Waffenſtillſtandsbedingungen erfüllt werden müßten.
Nach Temps iſt es unmöglich, die Ratifizierungsurkunden am
11. Novmeber auszutauſchen.

Die Friedensverhandlungen mit Bulgarien.
Verſailles, L. Nov. Der Fünferrat beſchäftigte ſich geſtern

mit den bulgariſchen Gegenvorſchlägen auf den
Friedensvertragsentwurf. Die von den Ausſchüſſen vorgelegte
Antwort iſt nach Matin gutgeheißen worden. Sie ſei im ganzen
ablehnend; es ſei namentlich entſchieden worden, an den
territorialen Klauſeln nichts zu ändern; nur in finanzieller Hin
ſicht ſeien einige Aenderungen beſchloſſen worden, die jedoch an
dem Grundſatz der Wiedergutmachung nichts ändern würden.
Auch das bulgariſche Verlangen hinſichtlich des Statuts für
die Minderheiten ſei genau wie bei Serbien und Ru-
mänien abgelehnt worden. Die Note iſt geſtern, Montag,
der bulgariſchen Friedensdelegation überreicht worden, die vier
S ger t zur Beantwortung hat.

ußerden der Fünferrat beſchloſſfen, von Deutſchland alsErſatz für e den Alliierten durch die gern n der
Schiffe in Scapa Flow zugefügten Schaden eine gewiſſe
Anzahl Leichter, Kriegsſchiffe, wimmdocks und anderer zum
Material e gehöriger Gegenſtände zu verlangen. ach
einigen Abendblättern will man 400000 Tonnen Schiffs-
raum als Erſat beanſpruchen.

Revolutionäre Kundgebungen in Jtalien.
Befürchtungen der italieniſchen Regiernng.

Baſel, 8. November. Der Secolo meldet: Die offiziellen
Sozialiſten Jtaliens beſchloſſen, am 9. November Kund-

e V der Räterepublik intalien und für die Diktatur des Proletarigts in
allen größeren Städten des Landes zu veranſtalten. Die Regie-
rung hat für den 8. November und den 9. November die er
a Bereitſchaftisſtellung des Militärs ange-

Der Rieſenkampf in Amerika.
Reunyork, 3. November. Die Mehrheit der Bergarbeiter in den
roßen r von 12 Staaten hat die Bergwerke ver
aſſen. Man ſchätzt die Zahl der Streikenden in den Kohlenberg-

werken auf 736 000 Mann. 100 000 bis 209 000 Grubenarbeiter
ben die Arbeit noch nicht eingeſtellt. Ueberall ſind Truppen zu

ammengezogen worden. Sie werden für alle Fälle verfügungs-
bereit gehalten.

Am lItl. November wird der Gerichtshof über das Streikver
bot eine definitive Entſcheidung treffen. Wilſon hat die Pläne

rdes Kabinetts zu
Verfolgung der Streikführer

gebilligt auf Grund des Geſetzes, das Ausſtände, die die Lebens
mittel und Se denvgrſorgnns beeinträchtigen, für unerlanbt er-
klärt. Gompers erklärte, das einzige Ergebnis des bundes-
ſtaatlichen Eingreifens gegen den Streik würden weitere Std-
rungen ſein, die ſich nicht nur auf die Bergwerke beſchränken
würden.

Der Mundknebel für Gewerkſchaftsführer.
Amſterdam, 3. November. (W. T. B.) Telegraaf meldet

aus Neuyork, daß Frank Bayes und 83 anderen Gewerk
tet rern vorübergehend jede Agitation ver-

oten wurde. Dieſes Verbot wurde auf Erſuchen des ſtell
vertretenden Generalanwalts ausgefertigt.

Das „Recht“ der Kapitaliſten, die Arbeiter bis aufs Blut aus
beuten und ausſaugen zu di herrſcht in Amerika unum-
rankt bis zur Grauſamkeit. Sobald aber die Arbeiter den Aus

utern durch Streiks zu Leibe rücken und dadurch den dreimaleheiligten Alte bedrohen, marſchieren die kapitaliſtiſchen
taatsanwälte auf und beſeitigen mit einem einzigen gern

das ureigenſte Recht des Staatsbürgers, das der freien Rede. Aberch die Anwendung ſolch n er Mittel wird ſich das
taliſtiſche Syſtem nach und nach au „freieſten Lande der Welt“
ganz von ſ zugrunde richten.

Verewigung der Nationalverſammlung.
z den glorreichen Januartagen, als noch das Chaos der Willens

ri tungen die Oeffentlichkeit verwirrte, als die neu in den politi
den trudel Hineingeriſſenen noch ſteuerlos umhertrieben, als

er Kampf gegen die böſen Unabhängigen von dieſen noch wehrlos
tragen werden mußte, weil der Mangel an Zeit und Kräften, der

angel einer eigenen Preſſe den Nuhnießern der Revolution das
r Anna ſo ſehr erleichterte, de en die Verteidiger des

talismus die revolutionären Parteien an e Wand brückenkönnen Jedt bangt man vor des m zu oewartenden

Erſcheint jeden Werktag naächmittags.

Anzeigen bis morgens 9 Ahr erbeten, größere tags vorher.

Schwächung ihrer Poſitionen bei ſtattfindenden Neuwahlen. Am
liebſten möchte man die gegenwärtige Nationalverſammlung ver
ewigen.

Die Berliner Volkszeitung bringt eine Skizzierung der wichtigſtender augenblicklich in Vorbereitung befindlichen Juſtiz„reformen“,

von denen die eine, „Vollreform des Strafprozeßrechts“, im Früh-
jahr der Nationalverſammlung zugehen ſollen. Woraus hervor-
geht, daß man vor der Hand an eine Neuwahl gar nicht denkt. Eine
„Vollreform des Strafprozeßrechts“ wird aber auch eine ganze Reihe
von Sitzungen ausfüllen, ſo daß dem Frühjahr leicht der Sommer
folgen kann, ohne daß die Nationalverſammlung die „Fülle ihrer
noch zu erledigenden Arbeit“ vollendet hat. Vielleicht hat man bis
dahin auch wieder einige andere Vorlagen zuſammengeſchuſtert,
die dann ebenfalls der Erledigung durch die Nationalverſammlung
harren. Und ſo weiter bis ins Unendliche.

Den Herren ſcheint nachgerade doch aufzudämmern, daß bei einer
Neuwahl das Geſicht der Volksvertretung eine Reihe anderer, ihnen
unangenehmer Züge aufweiſen wird. Und vor dieſer Unannehm-
lichkeit möchten ſie ſich ſolange wie möglich bewahren. Deshalb
die ewig fortſetzende ſelbſtherrliche Verlängerung des Mandats.
Aber wehe dem, der daran Zweifel zu äußern wagt, daß wir im
freieſten Lande der Welt leben.

Jeder Perſonenverkehr eingeſtellt.
Vom Miniſterium der öffentlichen Arbeiten wird W. T. B. mit-

geteilt: Die anläßlich der Erörterungen über die bevorſtehende
winſtellung des Perjonenverkehrs in der Zeit vom 5. bis 15.Novem-
ber hier von mehreren Tageszeitungen gebrachte Nachricht, die
Eiſenbahnverwaltung beabſichtige zur Ermöglichung eines be
ſchränkten Perſonenverkehrs an Zügen, die bisher als reine Güter-
züge gefahren wurden, Perſonenwagen anzuhängen, iſt unzu-
treffend. Es kann daher nur gewarnt werden, auf eine Beförde-
rungsmöglichkeit dieſer Art zu rechnen. Anträge auf Zulaſſung
von Reiſenden zur Mitfahrt in Güterwagen ſind zwecklos.

Infolge der bevorſtehenden Einſtellung des Perſonenverkehrs auf
den Eiſenbahnen fällt die Möglichkeit fort. die Poſtſendungen
in den Schnell und Perſonenzügen zu befördern. Infolgedeſſen
können auf den HauptKrecken nur noch EGilgüterzüge und die
übrigen Güterzüge für den Poſtverkehr benutzt werden. Die
damit verknüpfte Ausſchaltung einer großen Zahl von Bahnpoſt-
wagen macht es notwendig, die Annahme von Wertbriefen und
Poſtpaketen (ausgenommen Medikamente und Preſſeſendungen)
für kurze Zeit zu ſperren. Um den Telegraphen für die wirklich
wichtigen Telegramme betriebsfrei erhalten zu können, wird die
Annahme von Glückwunſch- und Begrüßungstelegrammen, ſowie
von Telegrammen in nicht dringlichen Familienangelegenheiten
und dergleichen bis auf weiteres eingeſtellt.
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Auch auf den ſäch ſiſchen Staatseiſenbahnen wird in
der Zeit vom bis 15. November jeder Perſonenverkehr ruhen.

Ein 32 facher Mörder.
Marloh endlich „angeklagt.“

Leutnant Marloh, der, von fanatiſchem Haß gegen die Revo
lution beſeelt, die 32 unſchuldigen Matroſen in der Frangöſiſchen
Straße in Berlin ermorden ließ, iſt wegen Totſchlages an-
geklagt worden. Die Verhandlung ſoll, wenn ſie nicht noch in
letzter Stunde vereitelt wird, bald ſtattfinden.

Eben haben wir die Komödie in München erlebt, wo der
14fache Mörder Müller ebenfalls nur wegen „Totſchlages“ ver-
urteilt wurde, obgleich alle Welt ſich darüber entrüſtete. Warum
ſollte da nicht auch in Preußiſch- Berlin ein 32facher Mörder
wegen „Totſchlages“ in Anklagezuſtand verſetzt werden können?
Selbſtverſtändlich hat die Vorunterſuchung in den Händen der
Militärge richtsbarkeit gelegen, denn dieſe iſt dank
Noske und ſeinen Parteifreunden noch immer nicht abgeſchafft.
Folglich wird Herr Marloh vor einem Militärgericht er-
ſcheinen, er iſt alſo gut aufgehoben. Seine Kameraden werden
ſchon nicht zu ſcharf mit ihm ins Gericht gehen. Vielleicht er-
barmt ſich ſeiner auch irgendein guter Freund und verſchafft ihm
einen Auslandspaß, damit er, wie ſein Kollege Vogel, ent
fliehen kann.

Wahlſiege der engliſchen Arbeiterpartei.
London, 3. November. Obgleich die endgültigen Ergeb-

niſſe der Gemeindewahlen noch nicht veröffentlicht wor-
den ſind, ſteht feſt, daß der Erfolg der Arbeiterpartei
alle Erwartungen übertroffen hat. Das iſt hauptſäch
lich in London der Fall, wo die Arbeiterpartei in Beantten-
bezirken die Kontrolle der Stadträte an ſich geriſſen hat. Aus den
erſten Ergebniſſen in Chelſeag geht hervor, Laß die Arbeiter
partei 7 Sitze gewonnen hat. Fünf unddreißig Frauen
wurden gewählt.

Jnternationaler Kongreß der Geiſtesarbeiter.
Da die Organiſation der Internationale des Geiſtes

immer mehr aus theoretiſchen Anfängen heraus in eine aktive
Tätigkeit eintritt, will die bekannte franzöſiſche Gruppe Clarté
(eine Vereinigung bekannter franzöſiſcher Geiſtesgrößen) alle un-
abhängigen Geiſtesarbeiter aller Länder der Welt auf einen Kon
greß vereinen. Der Kongreß ſoll in den erften Monaten des Jah-
res 1920 in Bern ſtattfinden. Alle Fragen, die ſich auf die Wie-
deraufnahme der internationalen Beziehungen und vor allem die
Freiheit der Meinu n iehen, ſollen auf dieſem Kongreß
zur Verhandlung kommen. Die Gruppe Clarté bittet alle ähn-
lichen Vereinigungen, alle Schriftſteller, Künſtler und Geiſtes
arbeiter, die das gleiche Ziel verfolgen, an dieſem Kongreß
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trie-Räteaufbau und Jndu

verbände.
W. K. Jnnerhalb der denkenden Arbeiterſchaft vollzieht ſich

ein ſchweres Ringen um die Mittel und Wege zur Herbeiführung
des Sozialismus. Hie Einigung der Parteien, hie Klärung und
revolutionäre Sammlung! Hie parlamentariſche Demokratie, hie
proletariſche Diktaturl Hie zweite Jnternationale der Verſtändi-
gung, hie die dritte der revolutionären Tatl Hie Arbeilsgemein-
ſchaft für kapitaliſtiſchen Wiederaufbau, hie Räteſyſtem für ſozia-
liſtiſchen Neubaul! So ſammeln ſich die Geiſter um die ver-
ſchiedenften Brennpunkte. Noch iſt die Scheidung nicht überall klar.
Noch laufen die verſchiedenſten Tendenzen durcheinander, noch
queren ſich die Strömungen. Jnnerhalb der Parteien wogt das
Ringen lebhaft hin und her. Noch ſind die aktivſten Schichten des
Proletariats kaum zur parteipolitiſchen Klärung und Feſtigung
gekommen, da erfaßt der Klärungsprozeß auch ſchon die gewerk
ſchaftlichen Verbände. Neue Probleme tauchen auf, alte drängen
ſtürmiſch zur Löſung.

Der Verbandstag der Metallarbeiter war ein Wahrzeichen auf
dieſem Wege zur Klärung. Er hat die Möglichkeit gezeigt, daß
ſich die gewerkſchaftlichen Organiſationen aktiv und offen in den
Dienſt des Sozialismus ſtellen können, daß gegenwärtige Gewerk
ſchaften und ſozialiſtiſcher Räteaufbau vereint in Wirkſamkeit
treten können. Förderte der Rätegedanke in der Gewerkſchafts-
bewegung die Klärung, ſo erleichterte wechſelwirkend die gewerk
ſchaftliche Entſcheidung des Metalarbeiterverbandstgges die
Stellungnahme der Rätebewegung zur Gewerkſchaftsfrage.

Jn den Kreiſen der revolutionär entſtanzenen Arbeiter und
Betriebsräte herrſchte lange ein lebhafter Meinungsſtreit darüber,
ob für den wirtſchaftlichen Zweig das Räteſyſtem den Aufbau zur
ſozialiſtiſchen Verwaltung des Wirtſchaftslebens die bisherigen
Gewerkſchaften als geeignete Wegebereiter und Kampfgrundlagen
ausgenützt werden könnten. Nach dem Vorantritt einiger kleinerer
Verbände hat jetzt die Metallarbeitertagung den durchſchlagenden
Beweis für dieſe Betätigungsmöglichkeit der Gewerkſchaften ge-
bracht.

Die nunmehr als berechtigt erwieſene Hoffnung, daß die Ge-
werkſchaften ſich wieder zu Organen des allgemeinen ſozialiſti-
ſchen Vefreiungskampfes umzuformen beginnen, ermöglichte es
innerhalb der Rätebewegung einheitliche Formulierungen für die
Stellung zu dem gewerkſchaftlichen Klärungsprozeß durchzuſetzen.
Die widerſtrebenden ſeitabdrängenden Tendenzen ſind zurück-
gewichen, theoretiſche Einwände zurückgeſtellt und manche prak-
tiſche Bedenken früherer Sitzungen verſtummt. Aus den ver-
ſchiedenen gewerkſchaftlichen Anſchauungen, die ſich in der Be
triebsrätekonferenz vom Auguſt noch lebhaft meldete, iſt nunmehr
die eine Grundanſchauung als Siegerin hervorgegangen, die eine
Umformung der Gewerkſchaften im Sinne des ſozialiſtiſchen revo-
lutionären Klaſſenkampfes für durchführbar hält. Jn klaren
Sätzen haben die Betriebsrätevertreter jetzt ihre Erwartungen für
die neue Gewerkſchaftsſtrömung niedergelegt. Für die Betriebs-
räte, die ſo oft im unmittelbarſten Brennpunkte des wirtſchaft
lichen Kampfes ſtehen, war es nötig, daß ihre neue Räteorgani-
ſation ſchnellſtens zu der Gewerkſchaftsfrage eine einheitliche
Stellung zu gewinnen verſuchte.

Nachdem auf der letzten Reichskonferenzg der Betriebsräte die
grundſätzliche und theoretiſche Verſtändigung auf Grund einer
ſtellenweiſe derſchärften Prägziſierung der Reſolution Richard
Müller vom Metallarbeiterverbandstag erfolgt war, drängte
ſich die weitere taktiſche Stellungnahme den Räten faſt von ſelbſt
auf. Die Frage der neuen Betriebsorganiſationen ſtand nicht
mehr zur Entſcheidung, nachdem ſich ſchon jetzt machtvolle Jn
duſtrieverbände als höhere Form der Zuſammenfaſſung der Ar-
beiter nach Betrieben möglich erwieſen. Tendenzen, denen auch

die alten Gewerkſchaftler in der Praxis durch gemeinſame Kohn-
bewegungen und Abwehrtämpfe für Betriebe und Jnduſtriezweige
ſchon nachgeben mußten, kommen damit endgültig zum Durch-
bruch. Es iſt klar, daß die Zuſammenfaſſung der Betriebsräte der
Jnduſtriezweige glatter vor ſich geht, wenn ſich auch die Gewerk
ſchaftsbewegung nach Jnduſtrieverbänden gliedert. Je raſcher
letzteres erfolgt, um ſo eher hört jede Differenz über die bisherige
unzulängliche Organiſationsform auf.

Daß die ſogialrevolutionären Betriebsräte ſich gegen die kapi-
taliſtiſch wirkenden Arbeitsgemeinſchaften und die heuchleriſche
politiſche Neutralität wenden mußten, iſt ſelbſtverſtändlich, ebenſo
wie ſie den Kampfgeiſt der Maſſen und deren alleiniges Entſchei-
dungsrecht innerhalb der Arbeiterorganiſationen fördern mußten.

Eine von gleicher Geſinnung getragene Oppoſition ſoll überall
von den Betriebsräten geſtärkt und geſtützt werden. Wo infolge
der Verärgerung über antiſozialiſtiſche Bureaukratenwirtſchaft
ſich die Austritte mehren ſollten, iſt ihnen entgegenzuwirken, um
die oppoſitionellen Mitglieder für gemeinſames Handeln zu
ſammenzuhalten. Abſplitterungen ſchaden nicht ſo ſehr der alten
Organiſation als der Oppoſition und den revolutionären Betriebs
räten, deren Einfluß und Wirkſamkeit naturgemäß mit zunehmen-
der organiſatoriſcher Zerſplitterung der hinter ihr ſtehenden
Hand und Kopfarbeiterſchaft ſinken mußte. Betriebsräte aber,
die ſich auf geſchloſſene oppofſitionell geſinnte Belegſchaften ſtützen
können, erweiſen ſich gang von ſelbſt als die ſchlagkräftigſten Ver-
tretungen. Dieſe Geſchloſſenheit iſt für die Rätebewegung das
Wünſchenswerte. Führt das oppoſitionelle Auftreten ſolcher ge
chloſſenen Gruppen zu ſchier unerträglich dünkenden Spannungen

mit der alten Gewerkſchaftsbureaukratie, ſo ſollen auch dann die
teil zunehmen und ſich hierzu vorher an die genannte Gruppe, Betriebsräte den etwa auftauchenden Gedanken des Austritts
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ſchen Aufbaues.

Die Verhöhnung der Verfaſſung.
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durch einmütigen Beſchluß gebunden im Sinne des Umbaues der
Gewerkſchaften zu großen Jnduſtrieorganiſationen zu arbeiten.

Wenn die Betriebsräte ſo für die Wiedereroberung der großen
rkſchaftlichen Verbände für den ſozialiſtiſchen Befreiungs-
f wirken, erleichtern ſie ſich ſelbſt ihre Arbeit des ſozialiſti-

Die Freiheit ſtellt folgendes feſt:
Der Reichspräſident Ebert hat am 27. Oktober über drei thü

ringiſche Bezirke den Ausnahmezuſtand verhängt und ſich dabei
auf den Artikel 48 der Reichsverfaſſung berufen. Dieſer
Artikel beſtimmt, daß der Reichspräſident unver züglich dem
Reichstag von allen Maßnahmen Kenntnis zu geben hat, die
er auf Grund des Artikels 48 trifft. Bis zum Sonntag, ſechs Tage
nach der Verhängung des Ausnahmezuſtandes, hat die National-
verſammlung, die die Stelle des Reichstages vertritt, von Herrn
Ebert noch keine Kenntnis von ſeinen Maßnahmen in dieſem Falle
erhalten. Die Nationalverſammlung iſt jetzt auf drei Wochen in
die Ferien gegangen.

Da die Reichsverfaſſung keinen Ausnahmezuſtand
kennt, ſo war ſchon die Anordnung dieſer Maßregel ver-
aſſungs- und geſetzwidrig. Die Unterlaſſung der
itteilung an die Nationalverſammlung, die unverzüglich zu er

folgen hat, bedeutet geradezu einen Bruch der Verfaſſung.
Der Reichspräſident Ebert hat auf ſeinen Redereiſen wiederholt

verſichert, daß er es als ſeine heiligſte Aufgabe betrachtet, die Ver-
ſſun u ſchützen. Wie will er dieſen Bruch der Verfaſſung mit

einer rſicherung in Uebereinſtimmung bringen? Was ſagt die
Regier. ig dazu? Will ſie weiter ſchweigen?
dazu zu

iſt
Von der Nationalverſammlung reden wir gar nicht.

die Ferien gegangen und hat ſich alſo ſelbſt ausgeſchaltet. Wirerwarten auch gar micht, daß die Mehrheit der Nationalverſamm werden, „daß die großen Beſucherzahlen, welche die Volkshoch-
lung irgendwelche Anſtalten treffen wird, um den Reichspräſi-
denten und die Regierung zur Achtung dex Verfaſſung anzuhalten.

Wird doch jetzt mitgeteilt, daß die Nationalverſamminng nochſo viele Arbeiten erledigen wolle, darunter auch den Etat für das
nächſte Jahr, daß ſie noch bis tief in das Jahr 1920 zuſammenzu- an Arbeiter verkauft worden.
bleiben gedenke. Die Regierung, die ſich auf dieſe Nationalver-
ſammlung ſtützt, denkt alſo nicht daran, die demokratiſchen und

rlamentariſchen Grundrechte zu achten und den von der Ver
ung vorgeſchriebenen Reichstag ſo ſchnell wie möglich wählen

zu laſſen.
Dem Volke wird geſagt, daß es die Verfaſſung zu achten habe.

Die Regierung aber macht ſich fortgeſetzt der Verhöhnung der
Verfaſſung ſchuldig, die ihre Parteien ſelbſt geſchaffen haben.

Das iſt die wahre Demokratie im neuen Deutſchland!

„Revolutionsfeier“ in München.
Das Verſammlungsverbot des Generals v. Möhl iſt im Ein

verſtändnis mit dem geſamten Miniſterium, ganz beſonders auch
im Einverſtändnis mit dem rechtsſozialiſtiſchen Miniſter des
Innern erfolgt. Daran wird auch nichts geändert, wie die Er
läuterungen zur Bekanntmachung betr. Revolutionsfeiern aus
drücklich feſtſtellen.

1. Der Abſchluß der Feiern hat am 9. November oder an anderen
Tagen ſpäteſtens bis Eintritt der geſetzlich eintretenden Polizei
ſtunde zu erfolgen.

2. An dem ſchon bisher beſtandenen Verbote von Verſamm-
lungen unter freiem Himmel und Demonſtrationszügen wird
nichts geändert.

g. Die Verſammlungsgenehmigungen ſind von den bekannt-

Hat ſie auch nichts
agen, daß neuerdings von Truppenbefehlshabern eigen

mächtig der Belagerungszuſtand in Thüringen verhängt worden führungen iſt der, die Gründe
ſchaft ſich im allgemeinen von der Volkshochſchule

Sie iſt in ſeine Gründe ſind nicht ſtichhaltig!

Wir verweiſen auf Bitterfeld, Delitzſch, Torgau, an die Volks-

w.

er ſelbſt iſt es geweſen, der das berüchtigte ver ſahnngewiprige
und aller Gerechtigkeit hohnſprechende „Standrecht“ prollamiete.
das die Münchener Veſtialitäten erſt möglich machte Dr. Hirſch
berg ſchreibt weiter:

Dieſes militäriſche Syſtem, das hier einmal ſeine Zzanze
Gemeingefährlichkeit an einem ſchrecklichen Beiſpiel enthüllt hat,
dieſe vollkommenene Verachtung des Menſchenlebens. dieſe un
verfrorene Verteidigung vor der ſtillſchweigenden Anklage der
ſchwerſten Nflichtverletzung iſt echt militäriſch im alten üblen
Sinne. Geſchieht etwas. um dieſen militäriſchen Geiſt mit den
Wurzeln endlich auszurotten?“

Um deutſch zu reden: Die Art, in der die reg erun isſe ia
liſtiſche Preſſe ſeht den Münchener Prozeß vehandelt, nennt man
unter anſtändigen Leuten demagogiſch. Man will ſo tun,nan will den Arbeitern vormachen, man vertrete ihre Intereſſen

Deshalb kritiſiert man darauf los, ohne auf die Urſachen der
emſetzlichen Verbrechen in München und anderswo, die von Neske-
horden in viehiſcher Roheit und unſagbarer Gemeinheit be angen
werde n, einzugehen. Man ſchiebt die Schuld auf das Syſtem
Aler vergißt zu ſagen, daß der Verantwortliche dafür Noske iſt.
das Mitglied der eigenen Parter, dem man bisher noch bei
jeder Gelegenheit ein Vertrauensvotum ausſtellte. Und aus dieſem
Grunde ſind ſowohl Rechtsſozigliſten wie das Bürgertum Nutz-
nießer und Mantelträger des Syſtems, das ſie angeblich verab-
ſcheuzn. Jhr Tun iſt widerliche Heuchelei, auf die hoffentlich
lald kein Arbeiter mehr hereinfallen wird.

Geiſtige Bevormundung.
Ein Schulfachmann ſchreibt uns: Profeſſor Menszer

hat in Nr. 248 der Halliſchen Nachrichten unter der Ueberſchrift
Geiſtige Vevormundung einen Artikel veröffentlicht, der nicht un-
widerſprochen bleiben kann. Der Sinn und Zweck ſeiner Aus

zu erörtern, waruri die Arbeiter-
fernhält. Allein,

Profeſſor Menzer gibt ſelbſt zu. es könne nicht verſchwiegen

ſchulen anzugeben wiſſen, doch nicht ſchon einen wirklichen Erfolg
bedeuten“. In dieſem Punkte geben wir ihm recht. Der größte
Teil der hieſigen Kurſe zum Beiſpiel wird von bürgerlichen
Kreiſen beſucht nur ein Teil der Karten iſt ſofort ausſchließlich

Wie in der letzten Generalver-
ſammlung des Gewerkſchaftskartells aber ausdrücklich dem Prof.
Menzer erklärt worden iſt, beſteht keine Anim oſität
(Widerwillen) gegen die Volkshochſchule Die Sozialdemorratie
iſt überhaupt die erſte Partei geweſen, welche in ihrer Preſſe
ſofort den Gedanken, der aus Dänemark ſtammt (Grundtvig).
aufgriff und verfochten hat. Auch das Volksblatt hat niemals
gegen die Einrichtung der Volkshochſchule als ſolche gekämpft.
Die Arbeiterſchaft hat in allen ihren Parteien vielmehr ein
lebhaftes Jntereſſe an der Gründung der Volkshochſchule gezeigt.

hochſchule bei Gera, die von einem Unabhängigen, dem früheren
Leiter des Arbeiterbildungsinſtituts Leipzig. G. Hennig, geleitet
wird, auch an Halle. Das Volksblatt hat ferner vielmehr ſämt-
lichen Meinungen bisher Raum gegeben. Wenn Prof. Menzer
nun einen beſonderen Meinungsausdruck herausgreift, in dem er
ſelbſt mit ſeinem Thema Gut und Böſe angegriffen wird, ſo iſt
ſein Widerlegungsverſuch einſeitig. „Hat doch das hieſige Volks-
blatt tatſächlich auch ſolche Themen als „mit größter Vorſicht zu
betrachten“ bezeichnet,“ ſchreibt er. Auf dieſe paar Zeilen einer
Einzelmeinung läßt ſich eine ſpaltenlange Polemik gar nicht auf-
bauen. Das Volksblatt hat nämlich auch verſchiedene andere
Artikel über die Volkshochſchule gebracht. Einer ſchließt ſogar:
„Darum hinein in die Volkshochſchule, damit ſie ganz unſer
werde.“ Auch das war ein Privatvorſchlag. Offiziell iſt jeden
falls die geſamte Arbeiterſchaft f ür Errichtung von Volkshoch
ſchulen, für Förderung aller Arbeiterbildungsbeſtrebungen, für
Hulturfortſchritt auf Grund der Hebung der Bildung des Prole-

gebenden Militärſtellen einzuholen.
Gleichzzitig wendet ſich die Parteileitung der

gegen Einſchränkungen des Verſammlungsrechts, die rechts
ſogialiſtiſche Münchener Poſt ſtellt die „Einheitsfront des Mün-
chener Proletariats gegen die Militärdiktatur“ feſt, worauf wir
2 geſtern hinwieſen, und fordert den Rücktritt der bayeriſchen

egierung, „die derartiges ertrage“. Dabei ſtellt ſich jetzt heraus,
daß die bayeriſche Regierung, in der vornehmlich Scheinſozialiſten

en, die Militärdiktatur nicht nur erträgt, ſondern die volle
ſtimmung zu den Gewalttaten gegeben hat, wie jetzt ſogar das
tralorgan der Sozialverräter, der Vorwärts, in einer be-

Rechtsſozialiſten
tarigts. Das Volksblatt hat ferner einen eigenen Bericht über
die Gründung der Halliſchen Volkshochſchule gebracht. Dieſer
Vorwurf, als polemiſiere das Volksblatt gegen die Volkshoch
ſchulbeſtrebungen, muß ſcharf zurückgewieſen werden. Von einer
„bewußten Oppoſition von ſogialiſtiſcher Seite, die ſich der Ent-
wicklung der Volkshochſchule entgegenſtellt“, wie Prof. Menzer
ſchreibt, kann alſo nicht die Rede ſein.

Wenn Prof. Menzer weiter Worte des Rechtsſozialiſten Heinrich
Schulz anführt und dann behauptet, „mit dieſen Gegengründen
wird auch heute noch gearbeitet, man hat nicht umgelernt“, ſo
liegt auch darin ein Vorwurf, der nicht unwiderſprochen bleiben
kann. Er meint, daß es ſich leicht zeigen ließe, „daß eine ganze

idenen Notiz an verſteckter Stelle zugeben muß. Was wird
n jetzt iſt die Parteileitung zu ihrem Auchgenoſſen Endres ſagen,

der als Miniſter des Jnnern des bayeriſchen
Nächſtbeteiligte iſt. Ob die Münchener Poſt auch weiterhin den
Rücktritt dieſer Regierung fordern wird? Wenn die Einheits-
front des Münchener Proletariats wirklich vorhanden iſt, ſo kann
uns das nur recht ſein, denn auch dem verbohrteſten Rechtsſozia-
liſten werden bei dieſem Doppelſpiel die Augen aufgehen, ſo daß
er daraus die Folgerungen ziehen wird.

Aber nicht nur in München, ſondern auch in Niederbayern iſt die
aufs äußerſte be-

gegen dieſe politiſche Vergewaltigung. Der Vorwärts hält es
n ht, die Reichsregierungzu einem Einſchreiten aufzufordern, damit nicht durch das Ein-

Das Münchener Vorbild findet in Berlin würdige Nach-
ahmung. Eben ruft der Vorwärts noch die Reichsregierung an,
damit ſie einſchreite, und ſchon wird bekannt, daß auch in Berlin
unſere Verſammlungen verboten worden ſind. Wir erhalten
darüber folgende Nachricht:

Berlin, 3. November. Die von den Unabhängigen und Kom
muniſten für den 9. November, dem Jahrestage der Revolution

planten öffentlichen Maſſenkun dgebungen werden inGroß Berlin nicht genehmigt werden. Jn einer Konferenz
im Miniſterium des Jnnern find die Grundzüge feſtgelegt wor-
den, die gegen eine Aufhebung der Beſtimmung
des Belagerungszuſtandes für dieſen Tag
ſprechen.

Noske und ſeine „Revolutionsſchützer“
einer Behandlung zum Münchener GeſellenmordprozeßZubt der Rechtsanwalt Tr Hirſchberg-München-dem ab-

igen Bremer Volksblatt:
Zunächſt gab dieſer Prozeß Gelegenheit, in einem aller

dings noch ſehr beſchränkten Umfange nachgnweiſen, mit welcher
verbrecheriſchen Leichtſinnigkeit man ſolche en t
Bluthunde bei der Unterdrückung der kommuniſtiſchen Unruhen

Seiten des militäriſchen ſtems hat. ees und Befehle der vorgeſetzten Stellen hatten den
uten daß man mit Spartakiſten „kurzen Prozeß

remachen dü
Der oberſte und Verantwortkiche des republikantſchen deutſchen

e 5 C J„Volks“ſtaates der

chen Syſtems Herr Noske, wird für dieſe
einer Parteifreunde gewiß recht dankbar ſein. Denn

Anzahl von Wiſſenſchaften überhaupt nicht abhängig von der
bürgerlichen Wirtſchaftsordnung iſt“, auch die Geiſteswiſſenſchaf-
ten ſeien vielfach (1) völlig frei von jedem Kapitalismus. Jch
erinnere nur an die Philologie, die grammatiſche Regeln oder
Sprachgeſetze nicht aus irgendwelcher Geſinnung heraus ent-
wickelt.“ Das iſt richtig, Herr Prof. Menzerl Aber ein flüchtiger
Blick in die Pläne der Volkshochſchulen lehrt ſchon den Laien, daß

Grammatik in den Volkshochſchulen gar nicht gelehrt wird.
Aber bleiben wir einmal bei der Grammatik. Wir können Prof.
Menzer verraten, daß es gerade ausgerechnet ein Grammatik-
profeſſor der Univerſität Halle war, der ſeine wiſſenſchaftliche
Grammatikvorleſung in dieſem Semeſter erſt ganz unmotiviert
begann mit einem Hinweis auf den glorreichen Ludendorff,
ſeine Taten und ſein „ausgezeichnetes“ Werk Kriegserinnerungen.
Was hat nun deutſche Grammatik mit Ludendorff zu tun, wird
Prof Menzer ſagen. Ja, ſo fragen wir auchl Die Wiſſen-
ſchaft iſt eben bisher Vorſpann von Kapitalismus
und Chauvinismus geweſen! Was iſt das für eine
„geiſtige Bevormundung der Jugend nicht durch die Wiſſen-
ſchaft als ſolche, wie Prof. Menzer meint, ſondern durch die
wiſſenſchaftlichen Lehrer im Unterricht! Die Fächer
aber, die gelehrt werden, hängen faſt alle aufs engſte zu-
ſammen mit der Auffaſſung unſerer geſamten Wirtſchaftsord-
nung. Prof. Menzer gibt nämlich ſelbſt zu, „daß in manchen
Wiſſenſchaften die politiſchen Ueberzeugungen der einzelnen Per-
ſönlichkeiten zum Ausdruck kommen, ſoll nicht geleugnet werden.
So wird wohl niemand die Geſchichte der neueſten Zeit ganz
parteilos darſtellen können und fährt wörtlich fort: „Aber man
darf nicht vergeſſen, daß das heißeſte Bemühen des wiſſenſchaft
lichen Menſchen iſt, ſeine perſönlichen Anſchauungen zurückzu
drängen und wahrheitsgetreu darzuſtellen!“ Das iſt der Kern-
punkt ſeiner Ausführungen! Und hierin können wir mit Prof.
Menzer abſolut nicht übereinſtimmen. Der Satz iſt ein Dogma,
er iſt ein Jdeal, iſt Utopiel Die ſämtlichen Kollegen Profeſſor
Menzers mit ga

haben nicht „das beißeſte Bemühen des in
Menſchen, ihte perſönlichen Anſchauungen zurückzudrängen“. n
allen höheren Schulen Halles wird der wiſſen lich ſein ſollende
Unterricht teils in direkt dentſch-notionalem Geiſte erteilt, teils,
wo dies nicht angängig iſt, dauernd maniehaft mit ironiſch-ſar

e perſönlich- politiſchen Bemerkungen untermiſcht, die
zwar nicht die Wiſſenſchaft als ſolche, aber doch ganz gewiß die

)Unterrichtsweiſe, die Art der Jngendbeeinfluſſung, als geradezu
republikfeindlich, ja arbeiterfeindlich charakteriſiert. Man pflanzt
in allen Schulen Preußens, wo wahre Wiſſenſchaftlichkeit herrſchen
ſollte, in die jugendlichen Köpfe den Geiſt der Monarchie ein und
die ZJukunftshoffnung auf baldigen Sturz der Republik. Jſt das
wahr oder iſt das nicht wahr?! Vergleiche die Rede des Schul
mere Prof. Oeſterreich! Abgedruckt im Volksblatt vor wenigen

agen
Und dieſe Tatſa Feht im ongſten Zuſammenhang mit der

Volkshochſchule! ewißl! Zugegeben, d Mathemutik oder
Zahehh keine „tapitaliſtiſchen Wifſenſchaften“ ſind.

Das Mi wietrauen der Arbeiterſchaft richtet ß3 7 gar ni
der Kartenverkguf zeigt, ge ſag Wiſſenſchaften, wohl aber
gegen die im alten kapitaliſtiſchen Geiſte erzogenen und w.
wirkenden Profeſſoren und Lehrer und gegen deren mögliche
Lehrweiſe. Der Arbeiter ſieht doch auf der Seite:andern

Woran ſcheitert noch heute die Einführung der

verſchwindenden Ausnahmen an der Univerſität

An der Herrſchaft bevorrechtigter kapitaliſtiſcher Kreiſe, die hre
feinen Kinderchen nicht mit dem „Pöbel“ zuſammen ergiehen
laſſen wollen Wenn Prof. Menzer aber zum Schlu mit
„geiſtiger Vevormundung“ der Arbeiterſchaft etwa die Ar
beiterorganiſation als ſolche meint, ſo iſt er ferner
ſtark im Jrrtum.

Nein! Nicht die Augen verſchließen! Jahrhundertelang ſtieß
das kapitaliſtiſch-wiſſenſchaf: lich orientierte Bürgertum die Ar-
beiter vor den Kopf ahrhundertelang erhielt die Großjunker-
ſchaft, z. B. die Landbevölkerung, bewußt in finſterſter Dummheit.
Das Sozialiſtengeſetz in den achtziger Jahren grdteßelte die freie
Arbeiterfortbildung. Noch 1898 hätte man beina
Sozialiſtengeſetz erlaſſen! Und nun kommen die bürgerlichen Ge-
bildeten her und ſagen: Empor Bildung des gan zen Volkes mit
dem Ziel, das Prof. Menzer nach Haeniſchs Erlaß ſo formuliert,
„die werktätige Bevölkerung in Stadt und Land t die Volks
hochſchule zu gewinnen.“ Kommt nun, legt das Mißtrauen ab,
wir wollen nur „gegenſeitige Achtung und gegenſeitiges Verſtehen

denzer ſchreibt. Neinl Eine
Arbeiterſchaft nicht von außen her auſoktreyiert werden! Sie

Die Arbeiterſchaft muß ſich ſelbſt ihre Volkshochſchule bilden, die
Schüler müſſen die Lehrer ſtützen und berufen und nicht wie jetzt,

die Schüler mit der Laterne geſucht und aufgerufen werden
müſſen. Die wahre Volkshochſchule kommt erſt noch! Vielleicht
ſieht ſie etwas anders aus als Prof. Menzer ſie ſich denkt. Denn
ob die heutigen wiſſenſchaftlichen Lehrer nicht unter ganz nieder
trächtiger, ganz unwiſſenſchaftlicher, ganz unſozialer „geiſtiger
Bevormundung einer gewiſſen

nicht zu ſtreiten.

„Märtyrer“ des A-Bookkrieges.

Kriegshetzerblatie Deutſchlands, finden wir in einer Vehandlun g

Mit dem U-Boot-Kriege geht es uns wie den meiſten

Praxis durchführen will, wird ihr Märtyrer. Das U-Boot
das 120-Kilometer-Geſchütz lebt. Nur werden andere Völker
eines Tages die Vorteile dieſer Neuerungen einheimſen, in deren
Erprobung das deutſche Volk ſich zugrunde gerichtet hat

Freilich iſt das deutſche Volk Märtyrer des UBootWahn-
ſinns geworden und wurde zugrunde gerichtet von ſeinen Akteuren.
Aber die L. N. N., die ſtets mit den Reventlow, Graefe, Luden-
dorff und Konſorten, den Deutſchnationalen und Vaterlands-
parteien, in vorderſter Reihe der U-Voot-Schreier geſtanden, täte
qut, nicht an dieſe Dinge zu erinnern. Sie wirft ſich die eigenen

keinen guten Dienſt.

Konferenz der Thüringer Arbeiterräte.

Thüringens, die aus 31 Orten durch 48 Delegierte vertreten war,
beſchäftigte ſich mit den Kommunalarbeiterräten und den Arbeiter-

der K. P. D. vier der S. P. D. und zwei r D. P. an.
einem Referat des Genoſſen Knauff und d auf folgender ein

gende Leitſätze angenommen:
„Die Arbeiterräte bleiben beſtehen, gleichviel ob ſie von der

Regierung oder Gemeinde finanziert werden oder nicht.
Grundlage der Arbeiterräte iſt ſo zu verändern, daß die Haupt

politiſchem Gebiet zu erfolgen hat.

in Deutſchland eintreten muß, der ſicher vorwärtstreibend,
revolutionär ſein wird. Die Arbeiterräte werden dann wichtige
politiſche Aufgaben zu erfüllen haben, zumal die Ausſchaltung
der bürgerlichen Parlamente dann eine Naturnotwendigkeit iſt.

Es wurde angeregt, in den einzelnen Landesteilen Stützpunkte
für die Arbeiterräte zu ſchaffen. Als Zentrale für Thüringen
wurde der A.- Rat in Jena beſtimmt.

Abgeblitzte Abhängige.

der Fraktion der U. S. P. den Vorſchlag gemacht, eine Arbeits-
gemeinſchaft auf Grund „eines ſozialiſtiſchen Aktionsprogramms“
und „gemeinſamen taktiſchen Vorgehens im Rathaus“ zu bilden.
Unſere Genoſſen im Kölner Stadtverordnetenkollegium haben dar-
auf geantwortet, daß die Politik der Rechtsſozialiſten in Staat und
Kommune unſozialiſtiſch und voller kleinmütiger Zugeſtändniſſe
iſt; die ſozialiſtiſche Umſtellung der Rechtſer ergebe von ſelbſt den
Voden, auf dem gemeinſam gearbeitet werden könne.

Das war kurz und bündig und treffend. Den Rechtsſozialifſten

den Bürgerlichen gefährlich wird. Da möchten ſie doch den An-
ſchluß nach links nicht ganz und gar verpaſſen. Aber ſolange ſie

Anſchluß an die U. S. P. verſagt werden

Bevormundung der Städte.
Selbſtverwaltung unter Staatsaufſicht.

nächſten Zeit der Preußiſchen Landesverſammlung zugehenden
neuen preußiſchen Städteordnung, aus denen ſich
zwar noch keine endgültigen Schlüſſe in bezug auf den Charakter
des Geſetzentwurfs ziehen, die aber doch erkennen laſſen, daß es

„Jn Selbſtverwaltungsangelegenheiten ad die Städte keifier An
weiſung der Aufſichtsbehörden unterworfen“ heißt es. Die Städte
ſind berechtigt, ihr Vermögen ſelbſtändig zu verwalten; ſie können
auch Anleihen zu werbenden Zwecken aufnehmen. Der Staatsauf-
ſicht aber werden weitgehende Befugniſſe zugetwieſen, z. B.:

die Akten, Beanſtandung rechtswidriger Beſchlüſſe der Stadt
verordnetenverſammlung, Eingriffsrecht bei ungenügender Ver

meiſtern und Beigeordneten, Erlaß von Ortsſtatuten,
weichungen von den Vermögensvorſchriften, Anleiheaufnahmen,
Bürgſchaftsübernahmen, Erhebung von mehr als 20 v. H.
ſchlägen zur Staatseinkommenſteuer, bei unterſchiedlicher
laſtung der Realſteuern untereinander oder der Realſteuern
einerſeits und der Einkommenſteuer andererſeits, wenn die pro
zentualen Zuſchläge zu der einen Steuerart um mehr als die

hat das Recht, Bürgermeiſter abzuſetzen und Stadtverordneten
verſammlungen aufzulöſen.

Merkwürdi
ſtimmungen enthalten ſind, die mit anderen Geſetzesbeſtimmungen
kolldieren. Beiſpielsweiſe wird es nach Einführung der Reichs
einkornmenſtener kommunale Zuſchläge zur Staatseinkommenſteuer
nicht men geben.

h für die Wahl 4 den Stadtverordnetenverſammkrn r en reichsgülti,jen We beſtimmungen angepaß
Faß elbſt ſoll erſtraglig im Jahre 1920 ſtattfinden. Dr

ongate n
zeit der Bürgermeiſter und Beigeordneten erlöſchen,

Vinbeitsihuis:

e ein neues

politiſchen Geiſtesrichtung
ſtehen, darüber brauchen wir uns doch wohl mit Profeſſor Mengzer

In den Leipziger Neueſten Nachrichten, einem der übelſten

Fenſter ein und leiſtet der verbrecheriſchen U-Voots-Bande damit

Eine am 24. Oktober ſtattgefundene Konferenz der Arbeiterräte

gehender ſachlicher Diskuſſion wurden gegen fünf Stimmen fol

Die Berliner Preſſe bringt einige Einzelheiten über die in der

waltungstätigkeit der Stadt, Mitteilung ſtädtiſcher Beſchlüſſe
vor dem Jnkrafttreten in folgenden Fällen: Wahl von t

b

berührt es, daß in dem Entwurf auch noch Be

Jnkrafttreten der e r ſoll die Wahl
or

zwiſchen den verſchiedenen Volksklaſſen erzeugen,“ wie Profeſſor
v wahre Volkshochſchule kann der
muß von innen heraus aus der Arbeiterſchaft ſelbſt emporwachſen.

daß die Lehrer und die Pläne und die Schulen da ſind und

über Bethmanns Vernehmung folgende hübſchen Sätze:

Erfindern mit einer neuen Erfindung: der ſie zuerſt in der

als wirkſamſte Waffe gegen Tyrannei iſt nicht tot, ſo gut wie

raswahlen. Von den Vertretern gehörten 36 der U. S. P. D., e 5
a

Die
tätigkeit der Arbeiterräte nicht auf wirtſchaftlichem, ſondern auf

ie Arbeiterräte haben
nicht die Aufgabe, die ſelbſtverſchuldeten Wirtſchaftsnöte der
gegenwärtigen Regierung beſeitigen oder erleichtern zu helfen.
Die Konferenz ſteht auf dem Standpunkt, daß über kurz oder
lang ein Umſchwung der politiſchen Verhältniſſe

Die rechtsſozialiſtiſche Stadtverordnetenfraktion in Köln hatte

dämmert es hier und dort auf, daß ihnen ihr Techtelmechtel mit

nicht zu ſozialiſtiſcher P zurückkehren, muß ihnen auch der

mit der Selbſtverwaltung der Städte nicht allzuweit her ſein wird. e

Orientierung über die ſtädtiſchen Verhältniſſe durch Einſicht in

e
C

Hälfte höher ſein ſollen als zu der anderen. Die Aufſichtsbehörde

u
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Katt, dur

Der Bolſchewiſtenſchreck in England.

land finden r die Gemeindewahlendie ein Drittel der Gemeinderäte erneuert wird.
lbſtverſtändlich, daß die Arbeiterpartei mit eigenen Kandidaten

auf den Plan tritt. In bürgerlichen Flugblättern wird alles
mögliche getan, was geeignet erſcheint, die Oeffentlichkeit gegen
die Arbeiterpartei einzunehmen. Der Bolſchewiſtenſchreck
muß wieder einmal herhalten. Die Arbeiterpartei wolle die eng
liſchen Gemeinden in ruſſiſche Sowjets verwandeln.

Ganz wie bei uns. Allerdings mit dem Unterſchiede, daß der
blutgetränkte an ipot ſche iſi Lappen mit größter Vorliebe vonn Rechtsſogzia iſt en geſchwenkt wird.

In En

Notizen.
Die Prenußiſche Landesverſammlung wird trotz der Perſonen

zugſperre ihre Sitzungen am 4. November wieder aufnehmen und
ununterbrochen fortſetzen.

Die deutſchen Delegierten für die Hungerkonferenz. Die Times
melden, daß deutſcherſeits zu der Konferenz zur Be-
kämpfung der Hungersnot in der nächſten Woche in Lon-
don eintreffen Bernſtein, Profeſſor Bonn, Profeſſor Bren-
tano und Kautsky.

Die Gemeindewahlen in Heſſen. Mainz, 3. Nov. Nach dem
Ergebnis der Stadtverordnetenwahlen in Wiesbaden, wo die ver
einigten Bürgerlichen die Mehrheit der Sitze erhielten, liegen nun
auch die meiſten Ergebniſſe aus den ländlichen Bezirken des be
ſetzten Heſſen-Naſſau vor. Nach dem B. T. lehrt der Ueberblick,
daß die Sozialdemokraten nur an ganz wenigen Stellen dort etwas
u erreichen vermochten, wo infolge der unmittelbaren Nachbarſchaft von großen Städten, wie Wiesbaden oder Höchſt ein ent

ſprechender Einſchlag der Wählerſchaft gegeben war. Es ſteht in
der Mehrzahl der Wahlergebniſſe den ſozialiſtiſchen Mandaten
eine ſtarke bürgerliche Mehrheit gegenüber, vielfach im Verhältnis
von 83:1 oder ſogar 4 oder 5:1.

Boykfott gegen die Engländer in Aegypten. Hagag, 38. Nov.
Die Weſtminſter Gazette meldet über die Lage der Aegypter, die
Schwierigkeiten nehmen zu. Jn Kairo entwickelt ſich unter den
Arbeitern eine Boykottbewegung gegen die engliſchen Ver-
kaufsläden. Auch in Alexandrien werden ſeit dem 20. Oktober
england feindliche Kundgebungen veranſtaltet. Zur Unter-
ſtützung der Polizei bei der Beſetzung der Eingeborenenviertel
wurden Truppen herangezogen.

Vernunft in England. Aus London geht uns eine Proteſtkund-
gebung hervorragender engliſcher Perſönlichkeiten gegen die von
der Entente geforderte Ablieferung von 140 000 Milchkühen aus
Deutſchland zu. Der Einſpruch wird im Jntereſſe des Lebens und
der Geſundheit deutſcher Kinder erhoben. Es wird Ablöſung der
Ententeforderung durch eine Geldzahlung vorgeſchlagen.

Die Gegenrevolntion in Ungarn. Der Wiener Korreſpondent
des Avanti deckt das Doppelſpiel des Minifterpräſidenten Friedrich
auf, der von dem ehemaligen Kaiſer Karl hundert Millio-
nen erhalten hat, um einen Auſſtand zur Wiedereinſetzung
der Habsburger Monarchie zu entfachen.

nduſtrie in Frankreich. Der Matin ſtellt feſt, daß infolge des
Kohlenmangels ſowie der Desorganiſation des Eiſenbahnverkehrs
die 2 Firmen von Roubaix und Tourcoing beſchloſſen haben,
ihre Fabriken zu ſchließen und alle Arbeiter zu
entlaſſen.

Aus der Provinz.
Jugend ans Werk.

Die Neugründung der ſelbſtändigen S ſozialiſtiſchen
Jugendbewegung hat begonnen, nachdem zuſammen mit der bis-
herigen Reichszentrale ein großer Teil der alten Bewegung die
Selbſtändigkeit aufgegeben und ſich mit Haut und Haaren der
Kommuniſtiſchen Partei verſchrieben hat. Diejenigen, welche eine
wirkliche Jugendbewegung wollten, und es mit ihrem Gewiſſen
nicht verantworten konnten, daß man die Pugend auf das Pro-
gramm einer politiſchen Partei feſtlegte, verließen auf der Reichs-
konferenz in Weimar den Saal und legten den Grundſtein zu
einer Bewegung, die keine Parteijugend ſein ſoll. Die Jugend
ſoll herangezogen werden zu einem Geſchlecht von klaſſenbewußten
und revolutionären Kämpfern fſtr den Sozialismus. Frei von
jedem Parteiprogramm geht die Jugend ihre eigenen Wege, die
dem Charakter der Jugend entſprechen. Sie beſtimmt ſelber ihre
Organiſationsform ſowie alle der Jugend angehenden Fragen
und Aktionen. Aber ſie iſt ſich darüber klar, daß ſie ihre Aufgabe
nur erfüllen kann, wenn das revolutionäre roletariat der
Jugend zur Seite ſteht. Die Freie Sozialiſtiſche Jugend ſoll keinDiskutierklub ſein, in dem parteipolitiſche Kämpfe ausgefochten

werden. Jn ernſter Bildungsarbeit will ſie die Grundlagen für
eine tüchtige Generation der Zukunft geben. Ganz beſonders aber
wird ſie die wichtigen Gegenwartsforderungen des jugendlichen
Proletariats vertreten, wie Umwandlung des Lehrlingsweſens,
Einführung von beſſeren Jugendſchutz-Beſtimmungen, Umbau und
Ausbau der Fortbildungs- und Gewerbeſchulen, Einrichtung von
Jugendheimen und ſonſtige Wohlfahrtseinrichtungen. Dieſe Auf-
gaben kann eine kommuniſtiſche Parteijugend nicht erfüllen!

Wir machen nun darauf aufmerkſam, daß die kommuniſtiſche
Jugend ſich in unſchöner Heuchelei unſern ehrlichen Namen an
gemaßt hat und nach wie vor unter falſcher Flagge ſegelt. Des-
wegen fordern wir alle Jugendorganiſationen im Regierungs-
bezirk Merſeburg auf, umgehend der bisherigen Bezirksleitung in
Halle, die von Kommuniſten geleitet wird, den Rücken zu kehren
und ihre Adreſſen an die untenſtehende proviſoriſche Bezirkslei-
tung der Freien Sozialiſtiſchen Jugend Deutſchlands, Bezirk Halle.

politiker. Jn alle Städte, in jedes Dorf und in jeden Winkel des
Bezirks Halle- Merſeburg ſoll dieſer Weck- und Mahnruf dringen.
Wir fordern auch das erwachſene revolutionäre Proletariat auf,
die Jugend in allen Orten zu unterſtützen und ihr zu helfen, eine
Jugendbewegung ins Leben zu rufen.

Die meiſten Ortsgruppen haben ſich bereits auf unſern Boden
geſtellt. Die es noch nicht getan haben, bitten wir, umgehend ſich
zu entſcheiden und uns ihre Adreſſen mitzuteilen. ir werden
dann einen Fragebogen an alle Ortsgruppen ſenden, um deſſen
pünktliche Zurückſendung und Ausfüllung wir bitten. Sodann
müſſen wir ſofort b.s ſpäteſtens 10. November Beſtellungen auf
das Mitteilungsblott der Freien Sozialiſtiſchen Jugend Deutſch-
lands haben. Wir erſuchen die Ortsgruppen, die- Zahl der Exem-
plaxe, welche benötigt werden, an die untenſtehende Adreſſe des
proviſoriſchen Bezirksvorſtandes n Halle zu ſenden. Mitte De-
zember wird in Halle die Reichskonferenz und zugleich die Be-
zirkskonferenz unſerer Jugendbewegung ſtattfinden. Bis dahin
muß der entſcheidende Schritt getan ſein. Das Jungproletariat
des Regierungebezirks Merſeburg wird einig und geſchloſſen zu
unſerer Fahne ſtehen.

Wir erſuchen die Ortsaruppen, ſich wegen aller organiſatoriſchen
Angelegenheiten an die folgenden Adreſſen zu wenden:
Saalkreis-Halle: Emmy Scholem, Halle, Eichendorffſtraße 22
Merſeburg-Querfurt: Wolf, Merſeburg, Seffnerſtr. 4; Hübler.

Schkeuditz, Auguſtaſtraße 8.
Zeitz-Weißenfels-Naumburg:

ſtraße 12--13.
Delitzſch-Bitterfeld: Otto Thomas, Delitzſch, Konſumverein.
Tor a Nteldenwerda, Wittenberg: Kurt Hempel, Torgau, Parade-

platz 2.
Sangerhauſen-Eckartsberga: Otto Thieme, Artern, Gabelſtraße 7.
Mansfeld: Johannes Bella, Eisleben, Petriſtraße la.

Die proviſoriſche Bezirksleitung.
Schriftführer: W. Scholem Halle, Harz 42-44. (Telepon 1045.)

Hettſtedt. Einheitliche Preſſe für die Mans-
felder Kreiſe. Am 1. November iſt die letzte Nummer der
Morgenröte, ſozialdemokratiſche Tageszeitung für das
Mansſelder Land, erſchienen. Hervorgegangen aus einem Mit-
teilungsblatt, das die Hettſtedter Genoſſen während des großen
Generalſtreiks herausgaben, hat die Morgenröte für die Auf-
klärung derHettſtedter Arbeiter in ihren 176 Nummern Ghutes ge-
leiſtet. Nur die ſchlechten wirtſchaftlichen Verhältniſſe, ganz be-
e aber das Elend des Papiermangels, zwangen dazu, die

reß verhältniſſe einheitlich für beide Mansfelder Kreiſe zu
regeln. Es wird von jetzt ab die Mansfelder Volks-
zeitung, die ſeit dem 1. Oktober in Eisleben erſcheint und
glänzend floriert, auch in Hettſtedt verbreitet und das Organ wer-
den, für das alle Proletarier der Mansfelder Lande eintreten
und agitieren.
Sangerhauſen. Gewe rkſchaftskartell. Unſere Zentral-

bibliothek iſt vom 2. November an bis auf weiteres nur Sonntags
von 10 bis 12 Uhr geöffnet.

Wittenberg. Stadtverordneten ſitzung. Eine Dauer-
ſitzung von beinahe vier Stunden hielt unſere Stadtväter zu ihrer
letzten Beratung zuſammen. Und mancher von den alten Stadt-
verordneten wird ſich ſehnſüchtig der früheren 20-Minuten-
Sitzungen erinnert haben. Zuerſt ging freilich alles feinen ge
ſchäftsmäßigen Gang. Vorſteher Friedrich gab ſeinen Beſorg-
niſſen Ausdruck, daß beim Regenwaſſerkanal die Decke über den
Röhren nicht hoch genug und zu wenig tragfähig ſei; er wurde
aber vom Stadtbaurat beruhigt; die Decke ſei nach bisherigen
Erfahrungen genügend. Die Grunderwerbsſteuer wurde um
ein Prozent erhöht und einige Umzugsgelder bewilligt. Gegen
die Anſtellung des früheren Polizeiwachtmeiſters Donath als
Meldeamtsaſſiſtent erhebt unſere Fraktion Einſpruch wegen allzu
großer „Beliebtheit“, der er ſich in Bürgerkreiſen erfreut. Ein
vom Magiſtrat unterſtützter Antrag unſerer Genoſſen auf Ge-
währung einer Aufwandsentſchädigung für Stadtverordnete und
unbeſoldtete Magiſtratsmitglieder ließ nach einer Begründung
durch Gen. Reichardt die Geiſter ſcharf aufeinanderplatzen,
weil die Rechte ganz unerwartet die Vorlage ablehnte, während ſie
bei den Vorberatungen zugeſtimmt hatte. Gefordert wurden fürStadtverordnete 300 wie Stadträte 500 Mk.; für verſäumte
Sitzungen ſollen abgezogen werden bei Stadtverordneten 4 Mk.,
bei Stadträten 6 Mk. Der Sprecher der Rechten, Stadtv. Le h
mann hielt eine Art Wahlprogrammrede; er empfahl ſich ſeinen
Wählern als der ſparſame Hausvater, der ſein Mandat rein
ehrenamtlich ausführe. Er gab der Tätigkeit unſerer Genoſſen
eine gute Note und wünſchte deren weitere Mitarbeit. Scharf
gehen mit ihm die Gen. Schmieder, Wagner, Ziegler,
Reinhardt ins Gericht und zerpflücken ſeine Argumente. Er,
der nach eigenen Worten „als Königstreuer ins Feld zog „aber
als ein anderer wiederkam“, hat bewieſen, daß er nichts gelernt
und nichts vergeſſen hat. Seine Rede war Stimmungsmache,
darauf berechnet, politiſche Umwälzungen vorzubereiten und den
Vertretern der Arbeiter ihre Mandatsausübung zu erſchweren.
Die Wertſchätzung der Tätigkeit unſerer Genoſſen entpuppte ſich
als demokratiſche Phraſe. So wurde der Antrag von der Rechten
niedergeſtimmt. Es wurde dann zwei Verträgen mit der Garten-
ſtadtgenoſſenſchaft über Waſſerlieferung und Anliegerleiſtungen
zugeſtimmt. Der laufende Beitrag für das Säuglingsheim wird
von 400 auf 800 Mark erhöht und außerdem ein einmaliger Zu-
ſchuß von 4000 Mark bewilligt. Kinderhort und Kleinkinder-
ſchule ſollen aber 2500 Mark davon zugewieſen bekommen. Bei
der Beſchaffungszulage für die ſtädtiſchen Angeſtellten, Arbeiter
und Ruhegehaltsempfänger kam es wieder zu lebhafterer Dis-

Windau jun., Zeitz, Donalies-

kuſſion, die mit der Annahme des Magiſtratsantrages und eines
Zuſatzantrages der Angeſtellten endete; die Vorlage erfordert
etwa 190 000 Mark. Die Verpachtung des Fleiſcherwerders auf
ſechs Jahre wird ausgeſchrieben. Das ſtädtiſche Gaswerk rentiert

s Es gilt jedt die Geſchloſſenheit, Selbſtändigkeit und

wortliche nene nſeres rennt

Saalkreis: Gottlieb Kaſparek; für Aus der Provin
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weniger, weshalb der von 56 auf 78 Pf. vor
ht wurde eine weitere ſteht indes in ger

Usſicht. Auch der Kokspreis wurde um 1 Pf. erhöht. Die Vahl
der Beiſitzer zum Mieteinigungsamt ging nach vorheriger Eini-
gung glatt vonſtatten. Es wurden gewählt vom Hausbeſitzer
verein die Herren r Ruppert und Staritz; vom Mieter-
verein die Herren Blum, Mlaſowſki und Gen. Wagner.

Dommitzſch. Die Quelle des Schiebertums. Geheim-
ſchlachtungen ſind ſtets die Folge einer nicht korrekt vorgenomme
nen Viehzählung. Vorige Woche wurden hier zwei Mann. welche
wei ſchwere Reiſekörbe als Eilgut expedieren wollten feſtgehalten.Auf das Erſuchen des Gendarmeriewachtmeiſters Schulze wurden

die Körbe geöffnet, und ſiehe da, dem ſtaunenden Auge bot ſich ein
geſchlachtetes Kalb, Teile eines geſchlachteten Rindes und eine
Rinds- und Kalbshaut. Dec größte Teil des geſchlachteten Rindes
der fehlte, war jedenfalls ſchon auf andere Weiſe verſchoben. Die
Volksbetrüger und Schieber ſind der Gaſtwirt Beuche aus
Troſfin und ſein Sohn, der in Halle das Fleiſchereigewerbe be
treibt. Alles Vorgefundene wurde beſchlagnahmt. Man muß den
Gemeindevorſtehern ein groß Teil Schuld an dieſen Schwarz-
ſchlachtungen zumeſſen, und zwar nicht nur wegen der unkorrekten
Durchführung der Viehzählung. Die Feſtſtellungskommiſſion fand
in dem einzigen Orte Elsnig bei Torgau 22 Stück Rindvieh, 10
Schweine und acht Schafe, welche nicht auf der Viehzählungsliſte
angegeben waren. Nun muß man fragen, warum waren ſie nicht
angegeben, und warum hat der Gemeindevorſteher, welcher die
Viehzählung vornimmt, das Ergebnis nicht auf der Liſte verzeich-
net, oder kann der Gemeindevorſteher vielleicht nicht bis Drei
zählen? Dann iſt er eben nicht fäbig, Gemeindevorſteher zu ſein.
Auf Grund dieſer Unterſchleife muß doch jeder genau merken, daß
das Volk betrogen werden ſoll zugunſten des agrariſchen Geld
beutels. Darum werden auch dieſe Volksbetrüger mit Mordwaffen
verſehen. Auch unſer friedliches Dommitzſch iſt mit Mordinſtru-
menten vollgepfropft. Nicht allein der Schützenbund und die Feld
grauenvereine haben Gewehre erhalten, ſondern es lagern hier
noch bei gewiſſen Herren Tauſende von Gewehren, bei Herren,
welche von der Arbeiterſchaft abhängig ſind und von den Arbeiter
groſchen leben und ihr Kapital erworben haben!

Torgau. Der Huſarenlentnant. Was für Pflanzen auf
dem Sumpfboden der Freikorps blühen, das zeigt ein Geſchichtchen,
das der Vorwärts dieſer Tage mitteilte. Ein Bäckerlehrling, Willi
Balbach aus Stettin, war aus der Lehre gelaufen, hatte ſich an-
werben laſſen und kam nach Torgau in die Schreibſtube des
Huſarenregiments. Dort ſtahl er einen Paß auf den Namen eines
Vizewachtmeiſters Ernſt Roth. Daraus machte er durch geſchickte

ſich immer

Fälſchungen einen Leutnant Baron Edwin von Roſta. Dieſen
ſpielte er nun ſeitdem mit großem Erfolge ſelbſt. Jn ſeiner
ſchneidigen Uniform fand er überall Eingang. Nach Berlin brachte
er von Frankfurt einen eigenen Burſchen mit. Das war ein
Mann, den er dort für ein Ruſſenkorps angeworben hatte. Der
„Huſarenleutnant“ und' „Baron“ wohnte in Berlin in den erſten
Hotels, verkehrte in den beſten Kreiſen, nebenher aber auch viel
in Spielklubs und mit dem Schiebertum. Jn einer Familie ge-
wann er die Zuneigung der Tochter. Man ſtellte dem Herrn
„Baron“ vertraitensvoll Fuhrwerk zur Verfügung, mit dem er als
ſchneidiger Offizier ſtändig umherkutſchierte. Ein Tatterſall ſtellte
ihm vier Pferde zur Verfügung. Fetzt, nachträglich, kam heraus,
daß der „Herr Baron“ mit dem Geſpann nicht bloß ausgefahren
und mit den Pferden nicht nur ausgeritten war, ſondern daß er
ſie überall für ſein Eigentum ausgegeben und darauf bedeutende
Darlehen erhalten hatte. Den Schiebern hatte er vorgeſpiegelt,
daß er in der Lage ſei, ihnen Heeresgut in großer Menge zu ver-
ſchaffen. Sie machten große Abſchlüſſe mit ihm und leiſteten ihm
ebenſo große Anzahlungen, ohne jedoch irgendwelche Ware zu er
halten. Trotz aller dieſer erfolgreichen Schwindeleien kam der
Herr Leutnant durch ſein flottes Leben doch einmal ſo in Ver-
legenheit, daß er die Sachen ſeines Burſchen heimlich verkaufte.
Jetzt erkannte der Burſche, mit wem er zu tun hatte und machte
Anzeige. Die Kriminalvpolizei ermittelte den Hochſtapler in einem
vornehmen Hotel und nahm ihn feſt. Abgeſehen von ſeinen ande-
ren Schwindeleien hat der unternehmende Bäckerlehrling überall
auch große Hotelſchulden hinterlaſſen, ebenſo erhebliche Spiel
ſchulden. Man hat ihn jetzt auch im Verdacht des Falſchſpieles.

Aus den Gerichtsſälen.
Strafkammer.

Die geſtohlene Brillantbroſche. Der Zimmermann E. Zimmer-
mann war angeklagt, am 16. Juli eine goldene Broſche mit Bril
lanten im Werte von 3000 Mk. bei dem Kaufmann Michel geſtoh-
len zu haben, ebenſo mehrere Sachen. Auch wurde er im Auguſt
im Stadtbade ertappt, wie er ſich in einer Badezelle zu ſchaffen
machte und eine Uhr und Geldtaſche entwendete. Z. beſtritt vor
Gericht, die Broſche geſtohlen zu haben, während er offen zugab,
daß er die Socken mitgenommen habe, da er darüber in ungeheure
Aufregung geraten ſei, daß bei dem Kaufmann Michel ganze
Schränke voll Wäſche aufgeſtapelt geweſen ſeien. So hätte er min
ſtens 18 bis 20 neue Anzüge geſehen. Zu einem Arbeitskollegen
hat er kurz darauf geſagt: wir haben nichts anzuziehen und dort
liegt alles haufenweiſe. Der Angeklagte gab an, daß er infolge
ſeiner unehelichen Geburt ohne Vater und Mutterliebe aufge
wachſen ſei. Schon frühzeitig haben ſich die Folgen ſeiner ſchlech-
ten Erziehung geltend gemacht, da er an ſeinen Eltern weder
finangziellen noch ſittlichen Halt ſand. Als er dann einmal vorbe-
ſtraft war, konnte er nicht mehr vorwärskommen und alles war
ihm verſperrt. Dadurch kam dann der Angeklagte auf die ſchiefe
Bahn. Das Gericht verurteilte ihn zu einem Jahr neun Mo-
naten Gefängnis.

a tiſch für Tolitik und Varteinachrichten: Karl Bock; für Halle undgurers? undWerner Scholem; für Anzeigen: Hermann Schade Verlag: Volksvlatt G. m. d.
Jrurt Halle we Genoſſen caftsbuchdruckerei G. m. b H.; ſämtlich m Halle

Sdyrechſtunden der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.

p Die neue Landkarte.
II.

Durch die Entwicklung der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft zum
mperialismus ſind dieſe nationalen Gegenſätze und Hem-

mungen noch weſentlich verſtärkt worden. Der Jmperialismus
ſtrebt über die Grenze der Nation hinaus, will aber zugleich die
einzelnen Nationen glauben machen, daß ſie durch die Förderung
der imperialiſtiſchen Tendenzen zugleich ihr Selbſtbeſtimmungs-recht fördern könnten. Jn Wirt heit bleiben die kleineren und

ſchwächeren Staaten im Zeitalter des Jmperialismus nur noch
dem Namen nach ſouverän, ſie werden Trabanten und ſind völlig
von dem Willen der großen Staaten abhängig. Das zeigt ſich beſonders deutlich am Unsgange des Weltkrieges, wo ſelbſt die an
dieſem Kriege gar nicht beteiligten Staaten, wie etwa Dänemark,

chweden und Holland ebenſo wie alle andern Länder vor den
Richterſtuhl der Wilſon, Lloyd George und Clemenceau befohlen
werden, um von dort die Weiſungen über Gebietsveränderungen,
über die künftige auswärtige Politik, über Wirtſchaftsfragen uſw.
entgegenzunehmen. Engelbert Graf ſagt darüber das Folgende:
.„Die Veränderungen, die der kapitaliſtiſche Jmperia-

lismus der Landkarte Europas und der politiſchen Weltkarte
überhaupt gebracht hat, vollziehen ſich in der Hauptſache in zweihaſen, die durch den Wehikrie voneinander getrennt ſin

n der erſten bleiben die Grenzenſer kapitaliſtiſchen Großſtaate
o gut wie unverändert; Grenzveränderungen und Beſitzwechſel
pielen ſich hauptſächlich in den koloniglen Gebieten, unter Um-
tänden auch (vergl. Balkanhalbinſel) in Halbkulturländern ab.

Der Weltkrieg hat, die Entwicklung brutal beſchleunigend, die
Grenzen aller Staaten ins Wanken gebracht. Seine Liquidation

r poliGs wird
ormiwitd

wird eine fundamentale Umgeſtaltuv Beſißverhältnifſeerheiſchen.
eil deſſen nachgeholt werden müfſen, woru n

hinter der tatfächlichen Entwicklung zurücd geblieben war es

Jahrzehnte an Wahrheiten und Vorwänden tatſächlich geweſen iſt,
wieviele politiſche Schlagworte noch auf der Rüſtkammer der Ver-
gangenheit entnommen, wieviele aus der lebendigen Gegenwart
geboren ſind.“

Während des Weltkrieges konnte man drei Entwicklungstenden-
zen des Jmperialismus deutlich beobachten. Rußland ſtrebte
an den offenen Ozean, um endlich zum Anſchluß an das Welt-
meer zu kommen. Daneben betrieb es die Expanſion nach dem
Oſten, nach dem inneèren und öſtlichen Aſien. Das Deutſche
Reich, das die Welt ſchon verteilt ſah, als es imperialiſtiſche
Politik zu treiben begann, verſuchte ſprunghaft bald hier, bald da
auf Ueberſee etwas zu erreichen. Dazu kam dann der Plan eines
europäiſchen Groß-Deutſchland, das Oeſterreich- Ungarn als Brücke
benutzen wollte, um in Südoſt-Europa und Vorderaſien ein neues
Wirtſchafts und Verkehrs- Gebiet zu konſtruſeren. Bewegte ſich
das imperialiſtiſche Denken Rußlands und Deutſchlands nur in
Kontinenten, ſo griff der Jmperialismus der Entente, d. h.
der anglo- amerikaniſche Jmperialismus auf den ganzen Erdball
über. Aus dem kontinentalen iſt der planetariſche Jmperialismus
geworden, dieſer hat den Sieg im Weltkriege errungen.

Der Sieg des Entente-Jmperialismus brachte zu-
leich den Entente-Frieden, der ein Frieden der Gewalt, des
wanges und der Rachſucht iſt. Wenn freilich dem Unterlegenen

von dem Sieger die härteſten Bedingungen auferlegt werden, ſo
dürfen wir doch nicht verkennen, daß der planetariſche Jmperia-
lismus im Vergleich zum kontinentalen Jmperialismus als die

ſich auch zeigen, was hinter den politiſchen Tendenzen der letzten Grenzen

höhere Wirtſchaftsform erſcheint. Unſre Arbeit muß nunmehr
ſein, wirklichen Völkerfrieden und die Weltorganifation zu ſchaffen.
Dazu ſagt Graf:

ten gren zen Weltbjlde aus-
3f al tende t, in der die Skagten

den ſtets den Grund zu neuen Kriegen legen.

1 Duder Zukunf
„Jedenfalls wird es die Aufgabe der Zukunft ſein, die St ag-

lIlmählich aus deme Reibüngsflächen, zumal in einer nur ah
rainſpekülanten im großen find, wer Bild der Zukunft bunter, mannigfächer und abwechſlungsreicher

Alle bisherigen ſein wird als je.

ſind notdürftige Behelfe geweſen, ſind allmählich durch J
die Entwicklung der Technik illuſoriſch gemacht worden; den Men-
ſchen, doch ſchließlich den wichtigſten antropogeographiſchen Faktor.
hatten ſie überhaupt nicht berückſichtigt. Für die Zukunft gilt das
Wort Kurt Eisners: „Es gibt nur eine Grenzſicherung keine
Grenzen!“ Grenzen ſind in der Vergangenheit Hinderniſſe
weſen, wir bedürfen jedoch der Fortſchrittsmöglichkeiten; die Zu
kunft braucht Verbindungen, keine Schranken. eere und Hoch
gebirge, Eis und Sandwüſten. Moore und Urwälder ſind dem
Menſchen heute keine trennenden Schranken mehr, wenn er nur
will. Die Natur hat vor ihm kapituliert. Sind die Gegenſätze
innerhalb der Menſchheit ſo unüberbrückbar, daß Vernunft und
Willen hier nicht auch letzten Endes triumphieren ſollten

Graf beantwortet die von ihm aufgeworfene Frage dadurch, daß
er auf das Proletariagt hinweiſt, das durch die kapitaliſtiſche
Entwicklung, die das nationale Stadium längſt überſchritten hat,
zu wirklich inkernationalem Zuſammenſchluß gezwungen iſt. „Das
internationale Denken, das bei Angehörigen der Bourgeoiſie beſten
falls eine gedankliche Konſtruktion, ein ethiſch gerichtetes Gefühl
iſt, bei ihm iſt es das harte Muß, eine Lebensnotwendigkeit. Mag
ſein, daß dieſe Miſſion klar und rein erſt wenigen vor Augen ſteht,
die Maſſen fühlen ſie inſtinktiv und werden im Drange des Augen
blicks ſchnell zur Erkenntnis kommen.“ In allen Maßnahmen der
zukünftigen Internationale muß die ſtraffſte, rationellſte

Oekonomie die Leitlinte ſein. Das Kapital hat Raubbau mit
Erde und Menſchen getrieben, die neue Jnternationale wird Oeko-
nomie mit dem Siedlungsraum und den Schätzen der Erde trei-
ben müſſen, zugleich aber die körperlichen und geiſtigen Quali-
täten der Menſchheit aufs höchſte ſteigern müſſen. Die Landkarte

wird ihre Farbenbuntheit verlieren. Aber dieſe Ent
wicklung wird der Menſchheit kein greiſenhaftes Ausſehen geben.

iglen und ökonomiſchen Möglichkt die wir jeen können werden dafür ſorgen, daß das kulturmenſchl
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pr. Ha t haun
Schafwolle, Lumpen,

Sisen und Metalle,
zahlen wir die höchsten Preise.

Albert Bode jun.,
Gr. Klausstr. 22. Tel. 2216.

Frauen um. Mädehen,
welche an Ananas leid. gibt
Vertragengv. Ankunft unter

Leben and Geenndhbeit 4Bern s W. 13 postiag. *8517

Amtliche Belunntmochungen.

IIEXEStädtiſcher Verjzgu von Zwieback an Kinder
bis zu 12 Jahren

der Talamtſchule am Mittwoch, den 5. Rovember.
ugelaſſen zum Einkauf werden die Jndhaber der

ledensmittelſcheine mit den Nummern 16000, vormittags von 8— 12 Uhr, und die Jnhaber der Rumimern
6 601 13 500, nachmiltags von 2—6 Uhr. Auf jeden
Abſchnitt 8 der deſonderen Bezu 7 cheine für Kinder

u zwölf Jahren kann ein et Zwieback zumreiſe von f. abgegeben werden Der neue
Lebensmittelſchein iſt vorzulegen.

Der Verkanf von Quark
W am Mittwoch, den 5. November, auf den

nitt 16 für die einget ragenen Kunden bei dem
Arndt, Ricolaiſtr. 3. Milchhändlere d Str. 10, und in den Verrauſsſtelenen Molverei, Glauchaer Str. 15, undde Molkerel, Rannſſcheſtr. 2021 an ne

c nur von 12 Uhr. Auf feden Abſchnitt wird
Pfund Quark zum Preiſe von 70 Pf. abgegeben.

Der Verkauf von Kunſthonig
ndet am Mittwoch, den 5. November. z Für
ede Perſon eines Haushaltes wird fund abegeben. Der Verkaufspreis trägt e epackte

are 80 Pf. und für lofe V 8 Pf. für
fund. e Käufer ſind verpt tet, bei rerkäufern den r einzukaufen, bei wele für den Bezug von Kolonialwaren in die Kunden

ten eingetragen ſind. Der Verkauf erfolgt unter
btrennung der arke 424 des Warenbezugs-

ſcheines 26.

Diefenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften,
welche Kündenliſten eingereicht haben, werden her
durch aufgefordert, bei den von ihnen gewähltenGrokfirmen, die in dieſer Woche zum Verkauf ge

ne amerikaniſchen Bohnen am Mitwoch,
37 5., und am DVonnerstag, den 8. November, ab

olen.
Städtiſcher Verkauf von Rafterſetfe

in der Talamtſchule am Mittwoch, den 5. November.
um Einkauf werden die Inhaber derg. elaſſen

ensmittelſcheine mit den r 1-6000, vormittags von 8—12 Uhr, und die ber der Rummern
e de rn nachmittags von Uhr. Gegen Voret des neuen Lebensmittelſcheines kann an us
halte bis zu drei Perſonen ein Stück Raſierſeife, für

weitere drei Perſonen eines Haushaltes noch ein
t Raſierfeife zum Preiſe von 60 Pf. abgegeben

werden.

Kartoffelverſorgung.
der r r vom 30. September17. Oktober en ſämtli

intervorrat artoffeln Bezugsſchein oder
er pesogen vagen, am 3. November mit demerbrauch dleſer artoffeln z beginnen. Mit

intervorrat verſorgte ushaltungen, welche die
rtoffelkarten noch nicht r haben, habenieſe nebſt Frachtbrief und ein binnen dreiagen in einem le in den arkenſtellen
sliegenden Briefumſchlag in der Kartoffelkarten

e

ushalte, die einen

Ue des Stadternährungsamtes abzugeben. Haus
lte, welche troß der erwähnten Vorausſetzungen

in auf Karten weiter r 4 eneſchlagnahme ihres Vorratesgewarüigen

ſeeeſ Saat G
Bekanntmachung.

de i erzn7 der Abſtimmungsberechtigten in
renzgebieten iſt Wo S der am ktob.d ſtattgefundenen szähl ded de 74 die den

Hausdaltunsüiſten beigelegten beſonderen Frageogen“ vorgenommen worden. nein den Grenzgebieten erſt r ſog werden
wiſchen Volkszählung und immu ereVerg Anderun en Linſichklich der und e T

lts der Abſtimmungsberechtigten eintretenutſche Schu wenn e die Grenz- und Auslan

deutſchen in Berlin loß Be e7ter den Wunſch ehe es möchten ieſe r rer laufend unverzügli Augen
werden. Alle aus dieſen Gebieten ſtammenden neu zu
t ehenden Abſtimmungsberechtigten ſind in beſondere

ſte ncirengen, n kleineren Ortſchaften könnenSaee unmittelbar die Liſten hren und
den Wer h äeegen gu fahrenden Liſ

r die bei den Meldeſtellen zu en
wird zweckmäßig folgendes Muſter zu verwenden ſein:

Vor und z Stand oder dere

Alter uZuname S Beruf e T.
snr.

Halle, den 22. Oktober 1919. 6608
Der Landrat des Saalkreiſes.

Ad. Thiele.

Bekanntmachung.
eni Herren Aerzte, im 1919Saalkreife pat. e n, Faß unter

inweis au geh es vom er3 laſſenen

Mittwoch, den 5. November 1919,
Punkt 6 Uhr:

4 iſeutl. Muſſenperſummlungen

im Volkspark, Reſtaurant u. kl. Saal)
im Letzten Dreier' (Merſeburger Sräße)
im Preßlersberg (Liebenauer Straße).

Tagesordnung in allen Verſammlungen

Re Halliſche Arbeiterſchaft u. d. Berliner Generglſtrel.

Redner: Banſe, Lewick, Peters, Rößler.
Wir fordern die Arbeiter und Arbeiterinnen aller

Verſammlungen zu erſcheinen.

das Gewerſſchaſtslartell.

Betriebe auf, in den

Der Sozigldemokr. Verein (I. 6. P.) Halle.

Ia

Porir'
zen mdssigen Preisen

Richard S ctroqer,
Ce ephon 6601.

Wochentags 8-
Sonntags I0 Uar.

Steinweg I2.Neue Geschaftszeit für Aeegrrle
6 r

PolZz Waren
Bei uns werdes Sie richtig beraten

Wir verkaufen:

Kragen, Kapes, Fuchsformen, Muffen,
Pelz-Hüte u. -Hüutzren für Damen,

Hantelkragen und Aermelgufschläge, belzbesdtze

Herren- und Knaben Kragen
i medernen Formen guten Folion, prima Perarbeitung

zu vortsilhaften Preisen.

Brummer Benjamin,
Groeao Virtehstrasse 33-23. 6707

Folle,
kauft zu höchſten e

A. Weise,
Pelz u. Fellhandlung.
Ranniseohestr. 1. Tel. 1667.
Händler erh. hohe Preiſe.

Polttche net
Lieder und Gesamtspiele,

Theaterstiheoke,
Revolutionx-Küäustler-

postkarten, '3128
Vereinanvbzeiehen,

Reitragsmarken. Girlanden,
Fahnen, Plakate sowie alle

Fest- und Tanzartikel.
Preisliste verlangen

Rich. Lipineti, Leipain,.

Königstr. 13. Fernruf2s09.

WMaſchinenguß Kilo 24 Pf.
Knochen Kilo 18 Kupfer Kils 5,00 Mk.Bücher u. Zeitungen 14 AMefſing 4,10Alt- Papier I Liei und Zink 1,00852 168 Roetguß r 4,00geiſon e 168 Strumpfwolle 4,10Bei 50 Kilo erhöhen ſich die Preiſe. 706

Außerdem erhalten Klempuner und verwandte Bernfe für
Metalle Extra Preiſe.

Offerten wollen Sie einholen!

Alle 6botten Felle St oben Preiſen.

Nur Anna Theuring
Nur Gr. Wallstr. 42.

Tel. 4263. Koſtenloſe Abholungen. Tel. 4283.

Karbid,
e tiſchlampen i. gr. Auswv en Sie Jhren Srpe

zur rechten Feit.
Karbid-Wurmſtich,

Merſeburger Str. 163.

a.)ort. Rebbanr, Wolle ne

SMunennn See u

Donnerstag, den 8. Nodember, „edends 7 Kyr,
im VokkspartkVerſammlung

der weiblichen Mitglieder.
Tagevordnung:

1. Der Befreiungskampf des Velbes.
Redner: Bezirksſekretär OelBner.

2. Bericht von der Kreisgeneralverſammlung.
o iner vecht zahlreichen Betegun ſieht Tiog

Der Vorstandr pifterteid.
mit November, abends 7 Uhr.ale des Geſeüſchafts hauſes

Mhnlleder- bersanmm
Tagesordnung wird in der Verſammlung

bekannt gegeben.
Das Erſcheinen aller Parteigenoſſen V
iſt erwünſcht. Der Vorſtand.
Konſum Verein öchtuplun,

e. G. m. bSonntag, 16. November, an. 3 Ahr,

im Ratskeller in Schraplau:

Adel Genetalperſammlung.
Tagesordnung:

1. Bericht über die ſtattgefundene Verbandsreviſion.
2. Wahl eines Vorſtandsmitgliedes und dreier Auf

ſichtsratsmitglieder, ſtatutengemäß ausſcheidend.
3. Etwaige Anträge. (Dieſe müſſen fünf Tage vor

der Generalverſammlung beim Unterzeichnetenſchriftlich eingereicht ein

4. Geſchäftliches.
Die verehrten Mitglieder und Frauen werden

höflichſt eingeladen.
Der Aufſichtsrat.

Otto Schönert, Vorſitzender.*3519

Soeben erschienen:

Rückwärfs
(früher Vorwärkfs)

Sonntag, den 9. November 1919.
(ERinmalige Sonderausgabe der „Frelen Welt“)

Politisoh-Satyrisoh.

Preis 20 Pf. Porto S Pf.
Dureh alle Volkeblattausträger zu beziehen.

Collchuchhanclung T etHarz 42/44.

Jn 1 Stunde ve äuſe- Sie unter W jede [bess
auch Flöhe ſ. Brut u b. l u. g mit

mein. berühmt. pat. Mittel „Eckolda“, F. Wund.
unſchädl. Ungez. a nſaie Fil. Leipzig. Verk.
in Halle nur b. B. Gchurig. Steinweg 10. Poftverſandt.

holzpantoffeln
in guter, sauberer Ausführungr s für Frauen à Paar 4. 4.25, 4.50 MK.,

Pfd. 1.10 Mk. Fardidt für Kinder à Paar 3.-, 3. 25, 3. 50, 3.75 Mt.

Otto Fricke, I nun in In
Wiecerverkäuter erhalten Rübatt.

Rud.

III

Obere Lelpziqerstrasse 66.

Puppen u. Spielwaren
finden Sie reiche Auswahl
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Spielwarenhaus

Weibezahl

Mode- Zeitungen
Volksbuchhandiung, r wen

veh kür

heltuelen e haft es er Rapatn,

Queſie Serolar- Quon
Augustus-Quolle.

Die für die betreffenden Erkrankungen in
Frage kommenden Brunnen sind an den
a Flaschenetiketten angegeben.

Taſlwassor von außer-orstklasaigeosAnna Brunnen, ordentlieh rgrg Wirkung a
Srunnon. Vorwantu

c Amtalle G. F.
Bad Meu-Ragoozy bei Halle.

Ande Nr. 25 und Halle Nr. er30).
Stroiderstr. i Nr. 2e11.
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Kriſe des Kapitalismus.
Seine innere Zerſpaltung.

In einer Reihe von großen Revolutionen zerſtörte das junge
aufſtrebende Bürgertum die ſoziale und wirtſchaftliche Ordnung
des Feudalismus und entwickelte machtvoll die Wirtſchaftsform
des Kapitalismus. Die Jdee des Liberalismus, in deſſen
Zeichen das Bürgertum ſeine Schlachten gegen den Feudalismus
ſchlug, hatte, indem ſie die Vorrechte des Feudalismus gerbrach, ihre
hiſtoriſche Aufgabe erfüllt. Sie konnte die recht liche Gleichheit
und Freiheit, aber nicht die ſoziale, in der Gleichheit der öko
nomiſchen Lebensbedingungen wurzelnde Freiheit verwirklichen.
Sie vermochte die geſellſchaftlichen Rechts unterſchiede,
aber nicht die ökonomiſchen Klaſſenunterſchiede zu beſei-
tigen.

Die Freiheit, die mithin daz kapitaliſtiſche Bürgertum meinte,
das war die Freiheit der von ſtaatlichen Eingriffen unbehelligten
Ausübung der kapitaliſtiſchen Produktion, die ſtaatliche Heiligung
des kapitaliſtiſchen Verwertungsprozeſſes, die Freiheit der Aus
beutung der eigentumsloſen Klaſſen durch das Kapital, die ſtaat
liche Sanktion des Prinzips der freien, von jeder ſtaatlichen
Einſchränkung unbehinderten kapitaliſtiſchen Konkurren z.
Mit dem Kapitalismus brach eine Periode der unerhörteſten ſo
zialen Knechtung der arbeitenden Menſchheit an.

Der Sieg des Liberalismus wurde indes zur mächtigſten Frieb
kraft der kapitaliſtiſchen Entwicklung. Auf den durch keinerlei
Zölle geſchüpten Märkten mußten nun die Waren um den Abſatz
ringen. Da die Waren mit den wohlfeilſten Preiſen auf den
Märkten ſiegreich blieben, ſo mußten die Geſtehungskoſten der
Waren durch maſchinelle Erzeugung herabgedrückt werden. Dies
führte zu einer ſtändigen Revolutionierung der Produktions-Jn-
ſtrumente, zur Einſtellung immer neuer, komplizierterer, arbeit-
ſparender Maſchinen, zur Konzentration der Produktion in immer
größeren Betricbhen. Der moderne Großbetrieb aber entfeſſelte
das Expanſionsbedürfnis der nationalen Bourgeoiſie.
Für den ſich ſteigernden Warenüberſchuß mußte ſie Abſatzmärkte,
für den ſtändig wachſenden Kapitalsüberſchuß Anlageſphären
ſuchen, ihrer Kerrſchaft fremde Länder, fremde Völker. fremde Erd-
teile unterwerfen. Jn raſender Haſt jagte das Kapital den Erd
ball ab, zerſtörte in den fernſten Erdteilen die uralte ſoziale Feudal-
ordnung, revolutionierte die urſprünglichen Produktionsformen
der Kolonialvölker, verdrängte die Naturalwirtſchaft durch die
Geldwirtſchaft, zerſprengte die geſchloſſene Haus- und Dorfwirt-
ſchaft, bemächtigte ſich der Rohſtoffquellen und der Arbeitskräfte
des Landes und ſchuf ſich überall Anlageſphären für das akkumu-
lierte Kapital und Abſatzmärkte für die überſchüſſigen Waren. Der
urſprünglich auf das eigene Land beſchränkte Waren- und Geld-
markt weitete ſich zum Welt markt. Den revolutionären Pro
zeß der Zerſetzung und Vernichtung der alten Feudalordnung
Europas ſetzte der Kapitalismus auf der erweiterten Stufenleiter
in allen Erdteilen der Welt mit ungleich beſchleunigtem Tempo
fort.

Aber der Entwicklungsprozeß des Kapitalismus, der die Natur
in bisher unerhörter Großartigkeit der Menſchheit unterwarf und
ihre Produktionskräfte märchenhaft entfaltete und ſteigerte, wurde
von Zeit zu Zeit durch ſchwere Kriſen erſchüttert und unter-
brochen. Die vorkapitaliſtiſche Wirtſchaft produzierte für den Eigen-
bedarf des Dorfes, der Stadt und ſeines kleinen Kreiſes. Der be
grenzte Warenmarkt, das Verhältnis von Angebot und Nachfrage,
war von jedem Handwerker, von jedem Meiſter klar zu überſehen.
Die anarchiſche, unorganiſierte, fieberhafte kapitaliſtiſche Pro-
duktion der individuellen Kapitaliſten für den Weltmarkt ver-
ſchleierte das Verhältnis des tatſächlichen Güterbedarfes und der
tatſächlichen Kaufkraft der Konſumenten zu den erzeugten Waren-
mengen. Die raſtlos arbeitenden Großbetriebe ſchleuderten täglich
die ungeheuerſten Warenmengen in der Hoffnung auf den Markt,
ſie auch dort verkaufen zu können, bis es ſich plötzlich erweiſt, daß
die erzeugten Warenmengen die Kaufkraft der Bevölkerung des
Erdballes übertragen. Die Waren bleiben unverkauft in den
Speichern, die Betriebe ſchränken ihre Produktion ein, Tauſende
Arbeiter werden entlaſſen, der Ruin Tauſender kleiner Unterneh-
mer iſt beſiegelt. Jn den Zeiten des gewaltigſten Warenreichtums
darbt und hungert die arbeitende Menſchheit Allmählich ſaugt
indes der Markt die überſchüſſigen Warenmengen auf, die Hoff-

nung wächſt und ein neuer Zyklus von Konjunktur und Kriſe nimmt
ſeinen chaotiſchen Lauf.

Der Kapitalismus hat ſich unvermögend erwieſen, mit ſeinen
Mitteln dieſer Kriſen Herr zu werden. Er verſucht ſie für gewiſſe
Produktionskreiſe durch eine Syndizierung und Kartellierung ein
zudämmen, indem er das Riſiko einer Kriſe auf die Unternehmer-
ſchaft eines Produktionszweiges verteilt und für die individuellen
Kapitaliſten mildert. Zu ihrer gänzlichen Ausſchaltung aus dem
kapitaliſtiſchen Produktionsprozeß iſt er unfähig. Denn dieſe ver
mag nur eine geſellſchaftlich organiſierte Produktion und Vertei-
lung der Güter, die aber das Lebensprinzip des Kapitalismus, die
freie Konkurrenz überhaupt, aufhebt. Jede wirtſchaftliche Kriſe,
die den Widerſinn des Kapitalismus in der Exiſtenzvernichtung
vieler Tauſender Menſchen fühlbar macht, erweiſt mit zwingender
Logik die Notwendigkeit des Sozijalismus.

Aber in dem Maße, als ſich der Kapitalismus entfaltete, kom
plizierten ſich auch ſeine Kriſenerſcheinungen. Zu den Konkurrenz-
gegenſätzen der Kapitaliſten innerhalb eines Produktionszweiges
und eines Landes traten die Konkurrenzgegenſätze zwiſchen den
kapitaliſtiſchen Bourgeoiſien der einzelnen Länder.

Die raſtloſe Entwicklung der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe,
die Steigerung ihrer Produktivität, der Ausbau des Kreditſyſtems,
das die kleinſten, verlorenſten Geldpartikelchen durch ein eng-
maſchiges Netz von Banken und Bankfilialen aufſog und ſie dem
Produktionsprozeß zur Verfügung ſtellte, die gigantiſche Steige-
rung der alljährlich erzeugten Warenmengen drängte die Kon-
kurrenzgegenſätze zwiſchen den kapitaliſtiſchen Bourgeoiſien der
einzelnen Länder in den Vordergrund, verſchärfte ſie und ſteigerte
die Spannungszuſtände zwiſchen den Großmächten. Der Kampf
um die Neuverteilung des Kolonialbeſitzes der Großmächte, der
Kampf um die Abſatzmächte in den fernen, fremden Ländern, der
Kampf um Anlageſphären, der Kampf um die Rohſtoffquellen in
den ſubtropiſchen Erdteilen, die unſtillbare Gier nach Ver
fügungsgewalt über die Arbeitskraft der Eingeborenen der über-
ſeeiſchen Länder führte zu jener unerträglichen Spannung der
Gegenſätze, die ſich im Weltkrieg ſchließlich löſte. Der Welt-
krieg leitete ſomit die gewaltigſte Kriſe in derEpoche des Kapitalismus ein. Jn ihm offenbarte ſich
das Unvermögen der kapitaliftiſchen Geſellſchaft mit kapitali-
ſtiſchen Mitteln jene Gegenſätze und Widerſprüche auszu-
gleichen, die der Konkurrenzkamvf der fapitaliſtiſchen Bourgeoiſie
mit Naturnotwendigkeit ergzeugt. Gewiß wäre eine Verſtändigung
in der Form einer Kartellierung der kapitaliſtiſchen Bourgeoiſie
aller Großmächte über die Ausbeutung der Welt denkmöglich und
wurde auch zu wiederholten Malen verſucht. Aber ſolange die kapi-
taliſtiſche Bourgeoiſie eines Landes oder einer Mächtegruppe noch
hoffen mag, daß ihr das alleinige Verfügungsrecht über die Aus-
beutung beſtimmter Erdſtriche durch die Gewalt der Waffen ge
ſichert erſcheint, ſolange wird die Bourgeoiſie dieſes Landes einen
Ausgleich, der einen gewiſſen Verzicht auf die Sondervorteile der
Bourgeoiſie dieſes Landes in ſich ſchließt, ablehnen. Die Möglich-
keiten der Verſtändigung der Großmächte, wie ſie beiſpielsweiſe in
der Marotko- und Algeciraskonſerenz und in der deutſch- engliſchen
Verſtändigung über die Bagdadbahn, über den afrikaniſchen Beſitz
des Deutſchen Reiches verſucht wurden, finden ihre Grenzen an
den tatſächlichen Machtverhbältniſſen der Großmächte und der
realen Jntereſſen ihrer Bourgeviſien. Zudem gewann der Macht-
apparat, den ſich die Bourgeoiſie zur Durchſetzung ihrer imperiali-
ſtiſchen- Ziele vbegründet hatte, zunehmenden Einfluß über die Be-
ſchlüſſe der Bourgeoiſie ſelit. Die Bourgeoiſie iſt nicht mehr
alleiniger Herr ihres Schickſals, ſondern dem Werkzeug unter
worfen, daß ſie ſelbſt geſchaffen hat. Ein vergleichsweiſe unbe-
deutendes Ereignis, das Sarajewoer Attentat, brachte geradezu
automatiſch den diplomatiſchen und militäriſchen Machtapparat in
Bewegung und löſte die Spannungszuſtände zwiſchen den Groß
mächten in dieſem ungeheuren Kriege.

Der Krieg aber ſteigerte die Kriſen des Kapitalismus. Er
brachte den Fahnen des weſtlichen Jmperialismus den Sieg. Die
ruſſiſche, die deutſche, die öſterreichiſch- ungariſche Großmacht wurde
geſchlagen, ihre Konkurrenz aus der Konkurrenz der Großmächte
aus dem Kampf um den Beſitz überſeeiſcher Länder ausgeſchieden.
Aber die Koalition der Großmächte, die ſich zur Niederringung des
deutſchen Jmperialismus vereinigt hatte, zerſpaltet ſich in der Ver-
folgung ihrer gegenſätzlichen wirtſchaftlichen und kolonialen Jnter-
eſſen. Die kapitaliſtiſche Kriſe, zu der die Machtentfaltung der
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kapitaliſtiſchen Entwicklung der einzelnen Länder trieb und die
ihre kataſtrophale Löſung im Kriege fand, iſt mit dieſem Friedens
ſchluß nicht gelöſt. Ganz im Gegenteil geſellen ſich zu den poli-
tiſchen Kriſenerſcheinungen der ſiegreichen Großmächte wirtſchaft
liche und in ihrer Gefolgſchaft ſoziale Kriſenerſcheinungen der
Sieger und Beſiegten von den ungeheuerſten Dimenſionen, die der
Kapitalismus mit ſeinen Mitteln kaum Herr zu werden vermögen
wird.

m2„”a.hòed”—r

Aus der Partei.
Die Verliner Genoſſen zum Parteitage.

Am vergangenen Sonntag nahmen die Berliner Genoſſen in
einer Generalverſammlung Stellung zum Parteitag. Zu den drei
Punkten Parlamentarismus, Internationale und Gewerktkſchafts-
frage lagen zahlreiche Anträge der einzelnen Diſtrikte vor.

Jn der Frage des Parlamentarismus wurde nach leb
hafter Debatte, in der Gegner und Befürworter der Beteiligung
am Parlament zu Worte kamen und in der beſonders Genoſſe
Ledebour wirkungsvoll und überzeugend aus ſeiner reichen
perſönlichen Erfahrung für die unbedingte Beteiligung an den
Parlamenten ſprach, ein in dieſem Sinne gefaßter Antrag mit
großer Mehrheit angenommen. Ein Antrag, der die Parlamente
nur als Hilfsmittel von untergeordneter Bedeutung anſieht und
die Kleinarbeit verwirft, wurde abgelehnt.

Ueber die Stellung der Partei zur Internationale wurde
ebenfalls ausgiebig diskutiert. Genoſſe Ledebour verneinie die
Frage, ob wir überhaupt eine Internationale haben, denn auch die
Moskauer ſei keine Jnternationale, die unſeren Anforderungen
an eine ſolche entſpräche. Dafür ſei ſie zu ſektenhaft. Eine Be
teiligung am Genfer Kongreß könne es auf keinen Fall geben.

Genoſſe Stein will die Fäden nach dem Oſten und dem Weſten
nicht zerreißen laſſen und bezeichnete Deutſchland als das geſchicht-
liche Durchgangsland der Revolution. Genoſſe Laukant gab be
kannt. daß der Partejvorſtand bereits mit Parteien der zweiten
und dritten Jnternationale in Verhandlungen getreten ſei.

Jn der Abſtimmung wurde die vom Genoſſen Ledebour be
gründete Reſolution des 12. Diſtrikts angenommen. Sie hat
folgenden Wortlaut:

„Jn der Erkenntnis, daß von der Mehrheit der der zweiten
Jnternatinngale an geſchloſſenen Parteien nichts im Sinne des
revolutionären Fortſchrittes zu erwarten iſt, wir uns aber auch
der dritten Internationale nicht bedingungslos anſchließen kön-
nen, erſuchen wir die Parteileitung, geeignete Schritte zu unter-
nehmen, um mit den revolutionären Parteien aller Länder in
Fühlung zu kommen und anf dieſe Weiſe den Voden für Wiach
wirkliche revolntionäre, aktionsſähige, neue ſozialiſtiſche Jnter-
nationale vorzubereiten.“

Genoſſe Ledebour ergänzte die Reſolution dahin, daß eine
Beteiligung am Genfer Kongreß ſelbſtverſtändlich aus
geſchloſſen ſei.Zur Gewerkſchafts frage wurde ohne jede Diskuſſion
folgende Reſolution einſtimmig angenommen:

„Die Getverkfſchaften ſind im Geiſte des revolutionä-
ren Sozialismus und des Räteſyſtems umzubauen.
Gründungen von Betriebsorganiſationen ſind abzulehnen. An
Stelle der jeyt beſtehenden Verufsorganiſationen ſind Jndu-
ſtrieverbände zu ſegen.“

Der öſterreichiſche Parteitag.
Wien, 3. November. (W. T. B.) Der ſozialdempkratiſche

Parteitag beendete heute ſeine Beratungen. Ein ſtimmig wurde
eine von Friedrich Adler beantragte Entſchließung ange
nommen, in der die Stellungnahme der Sozialdemo-
kökratiſchen Partei zur Jnternationale umſchrieben
wird. Unter Warnung vor übereilten Schritten auf
internationalem Gebiete wird der Varteivorſtand er
mächtigt, den Genfer Kongreß zu beſchicken.

Der Parteitag nahm ferner eine Sympathiekundgebung
für das vom Jmperialismus bedrängte Sowjetrußland an,
ſowie eine Lundgehnng gegen die Ausſchreitungen des
weißen Terrors in Ungarn und für die Befreiung der
Kriegsgefangenen.

Gewerkſchaftliches.
Der Metallarbeiterſtreik in Berlin.

Jn Berlin tagte am Sonntag die Generalverſammlung
der Berliner Metallarbeiter. Sie nahm nur Stellung zu den von

Ingenieur Horſtmann.
Roman von Wilhelm Hegeler.

427] [Nachdr. verb.Eine Weile blieb ſie auf dem Plateau der Schönen Ausſicht
ſtehen und ſah dem Treiben der Eisſchollen zu, die mit lautloſer
Schnelligkeit den Strom hinunterſchwammen. Gerade wollte ſie
weitergehen, als ſie hinter ſich bekannte Stimmen hörte. Sie
drehte ſich erſchrocken um, eine jähe Röte bedeckte ihr Geſicht
vor ihr ſtanden Frau Oswald und Bert. Mit einem Blick hatte
ſie ihre Nebenbuhlerin gemuſtert: ihr Lächeln, den höhniſchen Aus
druck der Augen, den ſchwarzen, mit Kolibris garnierten Velple-
hut, das tadelloſe Sealſkinjadett Bert ſtreckte die Hand aus,
wollte auf Anna zugehen. Aber dieſe, faſſungslos wie ein Schul
kind, wich zurück, drehte ſich um, fing an zu laufen und ſtürzte in
wilder Haſt einen Seitenwes hinunter. Sie ſah das Lächeln ihrer
Feindin, den blühenden Teint, die blitzenden Augen, den Hut mit
Kolibris und das Jackett der letzten Mode, das drei, vierhundert
Mark gekoſtet hatte, ſie dachte an ihre eigenen Lumpen an ihre
ſchlechtſitzenden Haare und dann weitſchte die Scham ſie weiter,
dies Gefühl, daß alle ſie anſtarrten, als wenn ſie nackt auf die
Straße geworfen wäre.

In dieſem Augenblick kam ihr ganzes Elend ihr zum Bewußt-
ſein. In einer abgelegenen Straße blieb ſie vor einem Schau
fenſter ſtehen. Sie ſchrak zuſammen wie jemand der ſich nach
einer langen Krankheit zum erſtenmal im Spiegel betrachtet.
Tränen ſtürzten ihr in die Augen. Aber ſie würgte den Schmerz
hinunter und gab dafür ihrem Haß freien Lauf. Das was ſie ſich
ſchon hundertmal geſagt hatte, ſagte fie ſich wieder, diesmal aber
mit der ganzen Entſchloſſenheit eines verzweifelten Menſchen.

„Nimm dich in Acht! Nimm diſt in Acht!“ murmelte ſie und
dachte an ihren Mann. tLange überlegte ſie, was zu tun war?
ſie übel empfangen. Sie beſchloß zu ihrer Mutter zu gehen
e Tar Regierungsrat iſt krank,“ ſagte das Dienſtmädchen, das

die Tür öffnete.
„Was fehlt ihr?“

Sie hat's auf der Bruſt, es geht ſchon ein bißchen beſſer. Aber
ich weiß nicht, ob ſie Beſuch empfängt.“

Anna ging eilig den gewundenen, ſich verdunkelnden Korridor
hinunter und klopfte an ein Zimmer, das nach hinten hinaus
zwiſchen Küche und Kloſett lag.

Zuſammengefallen und bis auf dierau R a in einem zerriſſenen Lehnſtuhl. Jhr ſchloh
weißes Haar ſtand in dünnen Strähnen vom Kopf ab. Darunter
ſah man Stellen der nackten Hanz. Wie ein ſeltſames Krönchen
ſaß eine ſchwarze Flechte ſchief auf dem Scheitel. Das Lächeln

Jhre Schweſter würde

Knochen abgemagert, ſaß
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gezeigt.

(ag, zu einer Grimaſſe erſtarrt, um ihre Lippen und gab mit der
hageren Naſe dem Geſicht etwas von einer Totenmaske.

Auf dem Schoß hatte ſie den Hund des Hauptmanns, einen
alten Affenpintſcher. Er war der einzige, der im Hauſe mit ihr
auf gutem Fuße ſtand.

„'n Tag. Mamal“
Der Köter fing an zu knurren. Die Alte hüſtelte und ließ die

Zeitung ſinken.
„Sei ruhig, Mollychen. Still, mein Liebchen!“
Sie betrachtete ihre Tochter mit einem böſen Blick und murmelte

endlich: „Guten Tagl!“
„Jch wollte dich mal wieder beſuchen, Mamachen. Du weißt ja,

Horſtmann hat mir's verboten. Aber ſchließlich hielt ich's nicht
mehr aus.“

„Was willſt du von mir?“
„Was ſoll ich wollen? Dich mal ſehen! Glaub nur, ich bin oft

genug ums Haus herumgeſtrichen. Aber ich traute mich nicht
heraufzukommen. Du weißt doch, Horſtmann iſt fürchterlich.“

„Ja, ja, das iſt er!“
Trotzdem Annas Herz bis an die Kehle ſchlug und ſie darauf

brannte, ihr Elend jemand anzuvertrauen, vermochte ſie kaum zu
ihrer Mutter zu ſprechen etwas ſo Abſtoßendes und Furchterregen-
des hatte dieſe an ſich.

„Du warſt wohl krank, Mama?“
„Das weißt du nicht? Jch habe im Sterben gelegen.

ein Wunder, daß du mich noch lebend triffſt.“
„Was hat dir denn gefehlt?“
„Jch habe eine ſchwere Lungenentzündung durchgemacht wäh-

rend der Geheimrat Zimmer ſagte, es wäre nur ein Bronchial-
katarrh. Ein ſolcher Dummkopf i ſtmir noch nicht vorgekommen.
Wenn mich der liebe Gott nicht durch ein Wunder gerettet hätte,
er hätte mich gewiß nicht kuriert.“

„Arme Mamal!“
„Ja, das muß ich ſagen, ihr habt euch als zwei liebe Kinder

Du haſt überhaupt nicht gewußt, daß ich krank war, und
deine Schweſter hat mich Nächte lang ohne Wartung gelaſſen.“

„Wie geht's dir denn jetzt?“ fragte Anna ablenkend.
„Wie's mir geht? Sieh dich doch um! Dann brauchſt du nicht

ſo dumm zu fragen. Jhr habt eure Mutter ins Elend geſtoßen,ihr laßt ſie in dieſem »dſcheni gen Zimmer vermodern. Sieh nur
die Tapet an! Jch kann das Muſter nicht leiden, das kommt mir

Es iſt

d

immer vor wie Wanzen, die die Wände hinaufkriechen. Sieh Holleder war bei mir!“ Snur den Teppich an, iſt das ein Teppich? Ein Lumpen iſt es „vBert war bei dir? Mein Gott, was hat er geſagt?“
„Ach, Mama, wenn ich nur dürfte, ich wollte dir gleich wieder „Er iſt wohl zwei Stunden bei mir geweſen. Jch rechne ihm

dein altes, ſchönes Zimmer einräumen. den Befuch hoch an. Wir haben über alles mögliche miteinander
„Sieh nur den Schrank an! Er nimmt den halben Raum ein. geplaudert. Er hat ſich in Paris großartig amüſiert, wie er ſagte

Man kann ſich nicht rühren.
Meine Sachen hängen an den Nägeln da.
Ich bin hier ſchlimmer als bei Fremden aufgehoben. Lebe ich etwa

bei dieſer Erinnerung und ſchrie:

Jſt er eiwa für meine Kieider? aber ſein g
Nichts gönnen ſie mir. gekommen, um ſich hier zu verloben.“

umſonſt? Jch zahle ihnen zwei Drittel meiner Penſion. Aber
das iſt ihnen nicht genug. Jſt das etwa ſchön, iſt das chriſtlich
gedacht, wenn eine Mutter den Aufenthalt bei ihrer Tochter be
zahlen muß? Aber Gott läßt ſich nicht ſpotten. Sie werdens
ſchon büßen.“

„Du tuſt mir ſo leid, du arme Mamal“
„Dafür habe ich mein Herzblut hingegeben für meine Kinder,

damit es mir ſo gehen ſolltel Jch habe auf mein eigenes Glück
verzichtet. Jch war noch jung, als euer Vater ſtarb, ich hätte
Partien machen können, aber nein, ich dachte nur an euer Glü
Wenn ich nicht geweſen wäre, hätte Alice ihren Mann bekommen?
Nun ſtößt ſich mich zurück. Nicht mal den Börſenkurier gönnen
ſie mir. Oft genug habe ich keine Milch für meinen Liebling.
Wenn Beſuch kommt, werde ich verſteckt, als ob ſich ſich meiner
ſchämen müßten. Vorigen Montag haben ſie noch eine Geſellſchaft
gegeben, und ich machte nicht mit. Sie leben in Saus und Braus
und laſſen es ihrer Mutter am nötigſten fehlen. Aber wartet!
Jch hab's lange gemerkt, daß ſie bis an den Hals in Schulden
ſitzen. Dehwitz verſteht nichts von Geſchäften und will' ſich nicht
raten laſſen. Das wird ein Ende mit Schrecken nehmen.

Die Alte ſchwieg, und während ſie mit ihren dünnen Fingern
das graumelierte Fell des Hundes ſtreichelte, deſſen trübe, hervor
quellende Augen ſchläfrig blinzelten, ſah ſie zu, wie ihre Tochter
Hut und Jackett ablegte. Da in dem Zimmer keine Stühle vor
handen waren, holte Anna einen Puff vom Bett weg und ſetzte
ſich neben ihre Mutter. Frau Düsbach zupfte an ihrem Kleid.

„Wo haſt du denn das arbeiten a Das ſitzt ja abſcheulich!“
„Jch trage es ſchon im dritten Jahr. Ach, wenn du wüßteſt,

Mama, mir geht's ſehr ſchlecht
Und dann erzählte Anna die ganze Miſere des letzten Jahres.

Frau Düsbach richtete die großen, unbeweglichen Augen auf ſie

Horſtmanns Geiz
die einlaufenden
und bekam einen gierigen Ausdruck. Die Tochter beſchrieb ſchluch
zend das Ereignis von vorhin. Sie bebte vor Schmerz und Scham

ſprechen kam, daß ſich in ſeinem Geldſchranke

„Jch halt's nicht länger bei dieſem Scheuſal
einen Rat, Mama! Hilf mir!“

Die Alte beſchaute lächelnd ihren Brillantring, den ſie auf- und J
niederſchob.

9* a er rJ O r erzählen, was dich vielleicht freut? Herr

anzes Geld durchgebracht. Jch glaube, er iſt nur zurück
(Fortſehung folgt

S

und fuhr fort, den Hund zu ſtreicheln. Aber wie Anna nun auf

inſen anhäuften, wurde ihr Geſicht lebhafter

aus. Gib mir
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Simi liche Redner ren dieſe Bedingungen entſchieden ab. Die

anſchließende Diskuſſion war ſehr alle Dis vet ſich für die Fortſetzung des Tireit r
tag nicht P Abſchluß, ſo daß ſie

ußte. Mit gegen 17m wurde beſchloſſen:
8 Arbeitsverhältniſſes.
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Die Vorſchläge der Unternehmer über die Arbeitsgufnahme ſind
ig unannehmbar. Der Streik iſt keine Unterbrechung des

Die Streikenden, J aciperryn und Ent
e ich ſtellen

e Generalver
ſammlung rufe alle noch arbeitenden Metallarbeiter GroßBerlins

J auf, ſofort in den Solidaritätsſtreik einzutreten, und fordert, daß
die politiſchen Vertretungen der Arbeiterſchaft den General
Kreik nach Ablauf von 38 Stunden erklären, wenn die Unter-
nehmer von ihrem bisherigen Verhalten nicht ablaſſen.
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unterbrochen.
Figaretteninduſtrie.

r ihre Waren, beſonders für Rindsfett und

Der Schiedsſpruch zur Lohnklaſſifizierung in der Ber-
liner Metallinduſtrie iſt am 2. November vom Schiedsgericht
fällt worden. Der Spruch wird heute den Parteien verkündet
werden.

Dieſer Schiedsſpruch wird die Metallarbeiter in ihrem Ver
lten nicht beeinfluſſen, ebenſowenig wie die Aufforderungen

der Unternehmer zur Arbeit, mit denen die Streihnden über
chüttet werden. 160 000 Metallarbeiter ſtehen ſeit mehr als vier

ochen aufrecht im harten Kampf. Dieſe Tat wird nicht
Unternehmer durch heuchleriſcheLockungen an die Schwäche des einzelnen appellieren. Der Kon

flikt im Berliner Metallarbeiterſtreik iſt jetzt auf die Spitze ge
trieben, er muß und wird mit dem Sieg der Arbeiter enden, wenn

die übrige Arbeiterſchaft in Deutſchland Solidarität übt und
ihre kämpfenden Klaſſengenoſſen in Berlin mit Geldmitteln
unterſtützt. Das ſcheint man ſogar im Miniſterium einzu-
ehen, denn nach den neueſten Nachrichten aus Berlin wird in der
rage der Fortſetzung des Streiks des Metallarbeiter der Reich s-

arbeitsminiſter ſofort nach Verkündung des Schiedsſpruch
am heutigen Vormittag aufs neue ſeine Vermittlung
zur Beilegung auch des jetzigen Streiks anbieten.

Angeſtelltenſtreik in Dresden.
Die kaufmänniſchen Angeſtellten desGroßhandels, der Jnduſtrie,

Spedition, Schiffahrt, des Lager- und Fuhrweſens in Dresden ſind
zur Durchführung ihrer Tarifforderungen in den Ausſtand ge-
treten. Die Spedition und Schiffahrt ruhen vollkommen, dar-
unter auch der Hafenbetrieb. Die Lebensmittelverſorgung iſt

Vollftändig ausſtändig ſind die Angeſtellten der
Viele Großbetriebe des Handels und der

Induſtrie ruhen ebenfalls vollſtändig. Es finden erneut Ver-
handlungen zwiſchen den beiden Parteien ſtatt.

Aus der Provinz.
Wittenberg. Die Phantaſiepreiſe. Man ſchreibt unsWie in allen Gegenden Deutſchlands die Preiſe für Lebensmittel

in die Höhe ſchnellen, ohne daß die Behörden imſtande wären
dieſer geradezu beängſtigenden, zum Teil ganz willkürlichen Preis

ſteigerung einen Damm entgegenſetzen zu wollen oder zu können
auch hier in Wittenberg und den weſtlichen Vororten. Man

ollte doch annehmen dürfen, daß die Behörden dgfür Sorge z
tragen hätten, daß die Geſchäftsleute, in dieſem Falle die FleiſcherSchmalz einheitliche

reiſe einführen und dieſelben auch regelmäßig in den Schau
fenſtern bekanntgeben. Wie die Geſchäftsleute gegenwärtig, nicht

keine Regel ohne Ausnahme, die Konſumenten über den
Löffel barbieren, dafür einige Beiſpiele: Die vereinigten Fleiſcher
von Wittenberg verkaufen Rindsfett und Schweinefett (marken
freie Auslandsware) erſteres zu 13 Mk., letzteres zu 14.75 Mk. für
ein Pfund. Naive Leute ſind nun der Meinung, daß alle ein-
ſchlägigen Geſchäfte ſich an dieſe Preiſe zu halten hätten. Wein

Dieſe Leute kennen ihre Pappenheimer ſchlecht; ver
chiedene Fleiſcher ſind ſkrupellos genug, dieſen Preis von 18 Mk
ür Rindsfett, welcher mit den Preisprüfungsſtellen vereinbart

iſt, zu überſchreiten, indem ſie ſich nicht ſcheuen, 15 Mk. und mehr
für Talg und bis 16 Mk. für das Pfund Schmalz, welches mit
14,75 Mk. verkauft werden ſoll, zu fordern. So in Wittenberg
ſo in Pieſteritz und Kleinwittenberg. Zum Beiſpiel Herr. Je
meiſter Selle (Pieſteritz) fordert je nachdem 15,75 Mk., auch 16 Mk
Wer mehrere Pfund kauft, darf 16 Mk. bezahlen. Auch der Flei-
cher Donau (Kleinwittenberg) hat das Beſtreben, die Preiſe be
onders hoch anzuſetzen. Jn der Fleiſcherei von Rötzſch (Witten-

berg, Kupferſtraße) wird Talg verkauft für 15 Mk. ſtatt wie be
anderen Fleiſchern für 13 Mk. Warum dieſe enormen Preisunter
ſchiede? Sind der Preisprüfungsſtelle dieſe Preisunterſchiede, die
doch meiſtens die Aermſten der Armen bezahlen müſſen, bekannt
und haben die Behörden nicht den Einfluß, die Einwohnerſchaf:
vor ſolchem Wucher zu ſchützen? Hier bietet ſich den Bebörden,
den Stadtverordneten und Gemeindevertretern ein ſehr dankbares
Betätigungsfeld. Beſonders allen in Frage kommenden Behörden
möchten wir empfehlen, endlich einmal kräftig durchzugreifen, um

dieſen nimmerſatten Volksausbeutern das ſchmutzige Handwerk
zu legen. Landgraf, werde hart!

Naundorf bei Lauchhammer. Aus der Gemeinde. Am
W. Oktober fand die letzte Gemeindevertreterſitzung ſtatt. Als
Punkt 1 ſtand auf der Tagesordnung Ausbeſſerung der Gemeinde
ſtraße von Bockwitz nach Waſſerwerk Lauchhammer, etwa 650 Meter.
Die Koſten betragen 51650 Mk. Der Punkt wurde nach längerer
Debatte mit dem Vermerk, der Gemeindevorſteber ſolle noch einen
Koſtenanſchlag einfordern, angenommen. Punkt 2 behandelte die

der Miete im Gemeindehaus, und wurde nach kurzer
r andlung geregelt. Jm Punkt 3 lag ein Unterſtützungsantrag

der Frau Witwe Krug vor, in welchem gebeten wurde, ihr die bis
jetzt gezahlte Unterſtützung als Kinderunterſtützung weiter zu be
aſſen, was auch genehmigt wurde. Punkt 4, Anſtellung einesSchularztes im Amtsdezirk Lauchhammer, wurde vertagt, weil

nicht genügend Unterlagen zur Hand waren. Punkt 5 war ein
Antrag des katholiſchen Geiſtlichen Fiſcher von Bockwiß, um Er-
höhung der Vergütung für Erteilung des Religionsunterrichts in
Naundorf. Dieſer gute Herr, der immer predigt: „Seid genüg-
am“ und deſſen Arbeitszeit die ganze Woche kaum acht Stunden
eträgt, brachte es fertig, ſeinen Antrag damit zu bekräftigen, daß

Arbeiter in der Grube und anderen Betrieben „ſoviel“ verdienen,
während er nur 150 Mk. für 160 Stunden Unterricht bekomme. Wo

bleibt das Gehalt? Von den Vertretern der Sozialiſten wurde an

t

r h

ſchiedenes.
noſſe

l und Picke acht Stunden den Tag in der Grube arbeiten ſoll.
r Antrag wurde abgelehnt. Bemerkt wurde noch, Religion ſei

rivatſache, wer einen Paſtor braucht, mag ihn auch ſelbſt bezah
en. Hieran kann man wieder einmal ſo recht eine gewiſſe Sorte
Menſchen erkennen. Wie doch die Trennung von
Kirche und Staat, um dieſen Leut das Volksverdummungs-
handwerk zu legen. Punkt 6, Vergütung für Volkszählung. Es
wurden 5 Mk. pro Perſon beantragt und genehmigt. Punkt 7, Ver

Hier kam auch die Milchverteilung zur Sprache. Ge
ſtellte den Antrag. die Verteilung zu

u daß, wenn der Herr p wenig verdiene, er auch mit Schau

Henzeroth
zentraliſieren, was aber auf Grund der Lage und Belieferung nicht

kaſſeMieteinigungsamtes beſprochen.
S

z

ebracht iſt. Genoſſe Löſche glaubte, nachdem ſich eine längereDebatte entſponnen, die Sache geregelt, wenn der Gemeindevor-

ſteher und Arbeiterrat mehr nach dem Rechten ſehen. Die Waſſer
witung an der Bergſtraße ſoll ſo ſchnell wie möglich gemacht wer-

den. Auswandererbeihilfe wurden 50 Mk. aus der Gemeinde
willigt. Sodann wurden noch einige Unklarheiten des

Arbeiter Sekretariat, Halle (Saale).
Harz 42-44.

mit
rechſtunden für rm Partei und Gewerkfſchafts

ieder nur vormittags von 11 bis Uhr; für in woh-
nue nachmittags von 41 bie 7 Uhr, Sonnabend nach-

mittags und Sonntags geſchloſſen.

Halle und Saalkreis.
Halle, den 4. November 1919

Leundſägtzliche Fragen im Stadtparlament.

Titel- und Am Hewilligung von Polizeiwach
meiſterſtellen. Private Wohlfahrtspflege.

Bei drei Punkten klaffte in der geſtrigen Stadtverordnetenver
ſammlung wieder der große Gege- ſatz zwiſchen bürger ichen und
ſozialiſtiſchem Denken auf. Die Debatten, die ſich in ſolchen Fällen
entwickeln, zeigen daß die Bürgerlichen eigen:lich eine Welt
anſchauung im richtigen Sinne des Wortes nicht haben. Sie
ſchwanken hin und her, leben, geiſt.g geſprochen, von der Hand in
den Mund (allerdings nur geiſtig geſprochen l) und ſtehen ver
ſtändnislos jeder grundſätzlichen Haltung gegenüber. Daß bei den
völlig verbürgerlichten Scheinſozialiſten von Gründlichkeit keine
Rede ſein kann, darüber beſteht natürlich kein Zweifel.

Die Titelſucht nimmt wieder überhand. Die Revolution hat
gar nichts daran geändert, daß jede Beamtenkategorie auf einen
beſonderen Titel hinſtrebt. Gen. Koenen wies nach, welches Jnter-
eſſe die bürgerliche Geſellſchaft daran hat, ihre Bureauſklaven nach
dem Grundſatze Divide et Jmpera in tauſendfache Splitter, die
ſich gegenſeitig entweder mit Hochmut oder mit Neid betrachten,
zu teilen. Ein wahrer Freund der Beamten iſt nur derjenige, der
e einigen und ihnen beſſere wirtſchaftliche Bedingungen ſchaffen
will. Wenn ſolche grundfätzlichen Erwägungen gemacht, ſitzen die
bürgerlichen Herren größtenteils mit Geſichtern da, denen man die
völlige Unfähigkeit, derartiges zu verſtehen, anſieht. Die „Magi-
ſtratsbauräte“ wurden ſchließlich bewilligt, völlig unlogiſcher-
weiſe, denn der Antrag auf Aenderung der Titel einer anderen
Beamtenſchicht wurde zurückgeſtellt.

Wichtiger als dieſe Debatte war die Mittelbewilligung für vier
Kriminaloberwachtmeiſterſtellen. Schon im Ausſchuß hatten unſere
Benoſſen hier die für einen Sozialdemokraten ſelbſtverſtändliche
Stellungnahme unſerer Fraktion begründet: Den Hilfsmitteln
des bürgerlichen Staates der geſchaffen ift zur Unterdrückung
der arbeitenden Maſſen, keinen Mann und keinen Groſchen! Will
man das Verbrechen beſeitigen, ſo beſeitige man das ſoziale Elend.
aus dem das Verbrechertum erwächſt. Schon im Ausſchuß hatte
Herr Kleeis bewieſen, daß er entweder nie Sozialiſt war oder
ſchon längſt ſeinen Tag von Damaskus erlebt hat. Kleeis war es
ja auch, der dann im Noskeblatt die Angelegenheit benutzte, um
ſeiner Philiſterſeele durch eine Anrempelung des Genoſſen Bochk
Luft zu machen. Dafür war der Mann im Volksblatt gebührend
geſtäupt worden, und für ins wäre die Angelegenheit erledigt
geweſen. Aber auch geſtern war es Herr Kleeis, der ſich in einer
erſönlichen Bemerkung geradezu unglaubliche Dinge leiſtete. Die
ganze Debatte wäre überhaupt vermieden worden, wenn nicht Herr
Finger bei ſeiner Berichterſtattung über die Angelegenheit die
zrundſätzlichen Fragen ſelbſt aufgerollt und von einem Stand
unkt aus behandelt hätte. Ein Punkt wurde noch in die Debattr
eworfen, der für die ganze Bevölkerung von höchſtem Jntereſſe iſt
Es verlautet, daß der Oberbürgermeiſter jetzt darauf hinarbeitet
die Polizei dem Staate zu übertragen, da er offenbar befürchtet
daß die ſtädtiſche Polizei allmählich unter den Einfluß des Stadt
arlamentes kommt. Herr Kleeis bekam es auch hier fertig. zu
erklären, jetzt, da der Staat demokratiſiert ſei, könne man eventl
von der alten Forderung der kommunalen Polizei abgehen. Wo
bleibt da die Selbſtverwaltung, Herr Kleeis, die Sie jahrzehnte-
ſang mit uns zuſammen gefordert haben?

Die Ausſprache, die ein Antrag, das Heilerziehungsheim für
oſychopathiſche Kinder und die Jugendgerichtshilſe in ſtädtiſche
Regie zu übernehmen, hervorrief, zeigte zum dritten Male, daß
die Bürgerlichen der ſozialiſtiſchen Gedankenwelt nicht nur fremd.,
ſondern vollkommen verſtändnislos gegenüberſtehen. Wenn Herr
Splett und Fräulein Schrecker der Meinung Ausdruck gaben, daß
ei einer Verſtadtlichung der Wohlfahrtspflege die freiwilligen
delfer und Helferinnen ihre Arbeit einſtellen würder, ſo wirft
das ja ein merkwürdiges Licht auf dieſe freiwilligen Helfer. Wir
wollen doch etwas beſſer von ihnen denken und glauben, daß ſie
ihre Liebestätigkeit nicht des Namens wegen anusführen, ſondern
der Sache wegen. Uebrigens ſieht man die Zentraliſierung aus
ganz falſchem Geſichtswinkel an. Es handelt ſich hier nicht, und
darf ſich nicht handeln, um eine Bureaukratiſierungk ſondern nur
im eine Zuſammenfaſſung der jetzt zerſplitterten und mit reli-
gjiöſem Brimborium betriebenen Wohlfahrtspflege. Wer aus
Nächſtenliebe wirkt, wird der Allgemeinheit ſeine Kraft noch lieber
zur Verfügung ſtellen. als irgendeinem privaten Verein. Wer
aber nicht aus Nächſtenliebe wirkt, deſſen Tätigkeit iſt Heuchelei
und aus Falſchheit und Selbſtſucht wird niemals Gutes eniſtehen.

7

Sitzungbericht.
Eingegangen iſt die Mitteilung über Gründung eines Bundes

Deutſcher Architekten- Jn Halle iſt ein Bezirksamt des Bundes
eröffnet worden. Der Bürgerverein Roſengarten vetitioniert noch
einmal wegen Weiterführung der Linie 4 bis Roſengarten. Die
Finogbe wird dem Verkehrsgu-ſchuß überwieſen. Die ſtändig be-
ſchäftigten ſtädtiſchen Angeſtellten teilen mit, daß der Magiſtrat
den Abſchluß eines Tarifvectrages abgelehnt hat. Sie haben dem
Magiſtrat ein Ultimatum geſtellt. Die Sache wird zurückgeſtellt,
vis der Magiſtrat ſich geäußert hat. Ein Geſuch der Magiſtrats-
diätare um Erlaß von Prüfungen wird dem Haushaltsausſchuß
überwieſen.

Die Wahl des Hauptausſchuſſesdes ſtädtiſchen
Jugendamtes wird vorgenommen, nachdem Stadtv. Zieg-
her über die Zuſammenſetzung des neuen Ausſchuſſes berichtet
hatte. Es werden die Stadtvv. Frau Krüger Hildebrandt,
Wilke. Plönnig, Frau Bolze und Frau Schrecker und als Bürger-
deputierte Frau Lina Günther, Frau Pilzard, Rektor Splett und
Direktor Hanf gewählt.

Stadtv. Oſterburg berichtet namens des Sozialifierungs-
ausſchuſſes über den Antrag der U. S. P.-Fraktion, die Verſtadt-
lichung des Begräbnisweſens vorzubereiten. Die
jetzigen Mißſtände auf dieſem Gehiet würden ſicherlich behoben
werden, wenn hier die Kommunaliſierung eintreten würde. Der
Sozialiſierungsausſchuß ſchlägt vor, den Magiſtrat zu erſuchen, die
Verſtadtlichung des Begräbnisweſens zu beſchließen und Erhebun-
gen darüber anzuſtellen. ob Beſtattungen und Einäſcherungen ge
bührenfrei ſtattfinden können. Dieſer Antrag wird einſtimmig
u ran Stadtv. Kathe begründet einen Antrag auf Einrich-
tungeines Mädchenheims und einer Arbeiterinnenkolonie
auf dem Lande im Anſchluß an das Stadtſchweſternamt. Frau
Stadtv. Krüger ſpricht hierbei den Wunſch aus, daß dieſe Heime
frei von allem religiöſen Klimbim bleiben mögen. Der Antrag
wird nach einer kleinen Debatte dem Sozialen Ausſchuß zur Vor
beratung überwieſen.

Eine Titeldebatte.
Für den Haushaltsausſchuß begründet Stadtv. Kleeis den

Magiſtratsantrag, den Bauinſpektoren Petry und Leonhardt die
Amtsbezeichnung „Magiftratsbaurat“ beizulegen. Jrgendwelche
Jenderungen ſind in den Gehaltsbezügen hiermit nicht verbunden.
Die Vertreter der Fraktion der U. S P. erheben Einſpruch und
ſtellen feſt, daß mit der überhandnehmenden Titelſucht einmal ge-
brochen werden muß. Stadtv. Hildebrandt ſpricht ſich grundſätzlich

gen das Titelweſen aus. Stadtv Albrecht macht darauf aufmerk
am, daß bei Abſchaffung des Zweikammerſyſtems ein Magiſtrats-

baurat ein Unding wäre. Stadtbaurgt Jo* macht dagegen geltend,
daß dieſer Titel in vielen Städten ühli j. Stadtv. Heine defi-
niert die Bezeichnung als „Amtsbezeichning“. Es handele ſich gar
nicht um einen Titel, fondern um eine Amtsbezeichnung. Stadt Sozialen Ausſchu

int, t Rat umMinner mein man e ger den en Tur Wir
eworfen, z. B. nd Stadträten, warum ſolle man

keine Bauräte haben. (Früher hatte man Bismarcken, ſetzt hat
man Brotmarken! Die Red.) Nachdem noch verſchiedene Redner

i I wird der Anteag angenommen. Ein Antrag
ürrfeld, die Sache zu vertagen. bis der Magiſtrat einen Antrag

auf allgemeine Regelung der Titel einbringe. wird gegen die Stim
men der heiden ſozialdemokratiſchen Fraktionen abgelehnt. Der
Antrag, kinigen Hallenaufſehern die Amtsbezeichnung Hallen-
meiſter und. zwei Magazindienern beim ſtädtiſchen Leihamt die
Amtsbezeichnung Magazinaufſeher zu geben, wird abgelehnt. Zuvor hatte Stadtv. Koenen die eumſaeliche Stellung der U. S. P.
zur Titel- und Amtsbezeichnungsfrage erläutert und darauf hin
u daß die vielen Titel nur deswegen verliehen werden, um

neinigkeit in die Beamtenſchaft zu tragen. Stadtv. Buſſe machte
noch den geiſtreichen Vorſchlag, für die Bezeichnung „Magazin-
aufſeher“ die Bezeichnung „Speichermeiſter“ zu ſetzen. Angenom-
n wird ein Antrag Heine, die Angelegenheit vorläufig zurückzu
tellen.

Kleinere Vorlagen.
Der Magibrat hat im Einverſtändnis mit der FriedhofsDepu-

tation die Errichtung eines Schöpfbrunnens in Abteilung 4 des
Gertraudenfriedhofes nach dem vorgelegten Entwurfe und Koſten-
anſchlage und die Bewilligung der Mittel aus dem freien Ver-
mögen der Friedhofsverwaltung beſchloſſen. Die Stadtver ecd-
neten- Verſammlung ſtimmt zu.

Ein Antrag auf Nachbewilligung von Geldern für die Kinder
heilſtätte Oranienbaum wird bewilligt. zugleich mit der Genehmi-
gung, Kap, XXI O III 27 des Haushaltsplanes für 1919 zu über-
ſchreiten. Ebenfalls wird beſchloſſen, Kap. XIV B. des Haupt
etats (Koſten, Fracht, Porto u. a. beym Feuerlöſchweſen) um 400
Mark aus Kap. XXIV, 14, zu verſtärken.

Zwei Weltanſchauungen.
Stadtv. Finger begründet einen Magiſtratsantrag auf Schaffung

von vier Kriminaloberwachtmeiſterſtellen ab 1. November 1919.
Die Geſamtkoſten für ein Jahr betragen 22 804 Mk. (ohne Kinder
zulagen, um welche ſich der Betrag noch erhöhen würde) und ſind
für die Zeit vom 1. November 1919 bis 831. März 1920 mit 9501,67
Mark dem Kap. XXIV 14 (Gehalt, Dienſt rufwandsentſchädigung
und Kleidergeld) und Kap. VI A I 86 und 87 (Kriegsbeihilfen,
Teuerungszulagen und Gehaltszuſchuß) zu entnehmen. Jm Aus-
ſchuß ſind bereits darüber Differenzen entſtanden. Stadtv. Finger
macht längere rechts- philoſophiſche Ausführungen über die Not-
wendigkeit des Kampfes gegen das Verbrechertum. Bis die Ver
wirklichung der ſozigliſtiſchen Jdeale käme, müſſe man in der
W wie ſie der Magiſtrat vorſchlage, das Verbrechertum be
ampfen.
Stadtv. Hildebrandt wendet ſich dagegen, daß der Bericht

erſtatter die einzelnen Ausführungen der Redner im Ausſchuß
preisgibt. Dadurch würde jetzt eine Debatte hervorgerufen. Es iſt
ſchon ſoviel bewilligt worden, um das Verbrechertum zu bekämpfen,
z. B. für die Einwohnerwehr. Verwaltet wird nicht vom Stand-
punkt des Chriſtentumes aus, wie Herr Finger ſagte. ſondern vom
Standpunkt des Klaſſenſtaates aus. Der Sozialismus iſt nicht
eine Religion, ſondern eine Neberzeugung, geboren aus den wirt-
ſchaftlichen Verhältniſſen. Stadtv. Koe nen erklärt, man wolle
wenigſtens Mitbeſtimmung über as haben, was man bewillige.
Der Oberbürgermeiſter hat in einer Sitzung mitgeteilt, er habe
Verſtaatlichung der Polizei bei den oberen Jnſtanzen beantragt.
Dagegen müſſe man ſich ſcharf wenden. Jetzt, wo der Oberbürger-
meiſter ſieht, daß er nicht mehr allein zu beſtimmen hat, bemüht er
ſich auf dieſe Weiſe, die Polizei dem Einfluß der Bevölkerung zu
entziehen. Stadtv. Koenen begründet dann folgenden Dringlich-
keitsantrag:

„Der Magiſtrat wird beauftragt, auf die Kommnnaliſierung
der Polizei hinzuwirken, um den demokratiſch gewählten Ver-
tretern der Einwohnerſchaft einen verſtärkten Einfluß auf die
Verwaltung der polizeilichen Einrichtungen der Stadt zu ſichern.
Stadtv. Oſt er burg begründete den Staudpunkt, den er in

der Kommiſſion eingenommen hatte. Stadtv. Kleeis erklärt
namens ſeiner Fraktion, daß ſie für die Vorlage ſtimmen
würden. Sie ließen ſich nur von der Zweckmäßigkeit des Augen
blicks leiten. Jm großen und ganzen könne er Herrn Finger zu
ſtimmen. Man könne geteilter Meinung ſein, ob der Antrag
Koenen in der vorliegenden Form richtig ſei. Sollte der Magi-ſtrat allerdings die Verſtaatlichung der Polizei gefordert haben,
ſo müſſe das verurteilt werden. Andernteils könne man ſagen:
Früher ſei die Kommunaliſierung beſſex geweſen, aber jetzt, da der
ganze Staat demofkratiſiert ſei (Heiterkeit), könne man vielleicht
anderer Meinung ſein. Stadtv. Keil Die allgemeine Un-
ſicherheit hat doch nicht einmal vor dem Gewerkſchaftshauſe Halt
gemacht. Der Antrag Koenen iſt unverſtändlich. Stadtv Bock:
Wir reden aneinander vorbei. Meine Ausführungen im Aus-
ſchuß waren theoretiſcher Natur. Wenn man das nicht verſtehr,
wird man in Zuknnft ſich das merken müſſen. Die Mittelbewilli-
gung für die Polizei, um die Schäden des ſozialen Elends zu be-
ſeitigen, heißt, das Pferd beim Schwanze aufzäumen. Stadtv.
Manſchewſky lehnt für ſeine Fraktion die Dringlichkeit des
Antrages Koenen ab. Stadtv. Albrecht ſpricht ſein Er-
ſtaunen darüber aus, daß Stadtv. Finger ſein Referat benutzt
hat, um ſeine Gegner anzugreifen, nachdem Stadtv. Oſterburg
das Referat abgelehnt hatte, weil es gegen ſeine Ueberzeugung
ging. Stadtv. Finger nimmt im Schlußwort die uld auf ſich,
daß er die Debatte hervorgerufen habe, aber er habe es getan,
weil er gehofft habe die Kollegen von der Linken zu über-
zeugen. (1) Es folgen zwei perſönliche Bemerkungen der Stadt-
verordneten Kleeis und Bock.

Der Magiſtratsantrag wird angenommen mit den bürgerlichen
und rechts ſozialiſtiſchen Stimmen. Der Antrag Koenen wird
dem Rechts- und Verfaſſungsausſchuß überwieſen.

Die Annahme eines Kapitals von 10000 Mark in bar gegen
Uebernahme der Verpflichtung, Erbbegräbnisſtellen zu unter-
halten, wird ausgeſprochen. Ein ähnliches Legat in Höhe von
10 000 Mark wird ebenfalls angenommen. Zwei Geſuche um
Rentengewährung und Schadenerſatz für Lohnausfall werden ab-
gelehnt. Es wird den Antragſtellern empföhlen. den Rechtsweg
zu beſchreiten. Einer Fluchtlinienänderung für Siedelungs-
pläne ſüdlich der Artillerieſtraße wird zugeſtimmt. Ebenſo wird
der Fluchtlinienplan der projektierten Landsberger Straße ge-
ändert.
Soziale Verpflichtung der Kommune oder freie Liebestätigkeit?

Stadtv. Kleeis begründet folgenden Antrag ſeiner Fraktion:
Der Magiſtrat wird um eine Vorlage erſucht, nach der 1. das

dem Verein Jugendhilfe in Halle gehörige Heilerziehungs-
heim für pſychopathiſche Kinder, Moritzzwinger 12, in ſtädtiſche
Verwaltung übernommen wird, 2. die bisher vom Verein Jugend-
hilfe in Halle geleiſtete Arbeit, vor allem die Jugend-
gerichtshilfe, vom ſtädtiſchen Jugendamt übernommen und
zu dem Zweck ein Ausſchuß aus Mitgliedern jenes Vereins und
der ſtädtiſchen Körperſchaften gebildet wird, der die Angelegenheit
prüft und durchführt.

Das Heim ſei in finanzielle Schwierigkeiten gekommen, weshalb
der Stadt die Pflicht erwachſe, weiter dafür zu ſorgen. Auch die
Jugendgerichtshilfe müſſe verſtadtlicht werden. Stadtv. Buſſe
ſchlägt vor, dem Verein 6000 Mark zur Verfügung zu ſtellen, wäh-
rend er der Verſtadtlichung im allgemeinen ablehnend r
ſteht. Für den erſten Teil des Antrages Kleeis will er aber
ſtimmen. Stadtv. Splett erſucht, das Heilerziehungsheim
nicht der Stadt zu übertragen. Die Provinz habe die Aufgabe,
eine derartige Anſtalt zu ſchaffen. Die Uebernahme der pſycho-
athiſchen Kinder in ſtädtiſche Pflege würde auch finanziell eine
elaſtung von ungefähr 100 000 Mark bedeuten. Das Jugendamt

habe bereits eine Art Oberaufſicht über die Jugendgerichtshilfe.
Man müſſe nun Berufshilfe und freie Liebesktätigkeit verbinden.

Frau Stadtv. Krüger ſpricht über die Notwendigkeit der
ſtädtiſchen Regie in dieſer Frage. Man müſſe ſich auf den An
trag Kleeis einigen. Stadtv. Bundt verteidigte die freie Liebes-
tätigkeit. Frau Stadtv. Schrecker wendet ſich gegen die Zen-
traliſierung der Jagendpflege. Man ſolle den Antrag erſt demüberweiſen. Stadtv. Albrecht: De Jugend
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ege von der Gemeinde übernommen werden. Die bürger
ichen Wohlſahrispereine waren uns von jeher zuwider, beſonders

durch ihre religiöſe Heuchelei. Wir pfeifen auf Wohltätigkeit,
ſondern wollen Rechte. Der Antrag muß dem Sozicklen Ausſchuß
überwieſen werden. Stadtv. Buſſe: Der Verein S ilfe
hat 27 000 Mark Einnahmen durch eigene Mittel aufgebracht. Der
Verein iſt über Angriffe die ihm religiöſes Brimborium vor
werfen, erhaben. Stadtv. Kleeis beantwortet die Einwände,
die von der rechten Seite gen ſeinen Antrag gemacht wurden.
Das Heim iſt mit geringen Mitteln, alſo ungenügend, aufrecht-
erhalten worden. Die Hilfskräfte werden ſich auch zur Verfügung
ſtellen, wenn die Jugendhilfe kommuniſiert wird. Ein Regie-
rungsvertreter hat erſt kürzlich erklärt, daß die Provinz keine
Mittel für dies Heim habe.

Der Antrag Kleeis wird dem Sozialen Ausſchuß überwieſen,
ebenſo der Antrag Buſſe.

Der Antrag der Arbeitsgemeinſchaft der gaſtwirtſchaftlichen
Angeſtelltenverbände und vereine, Ortsausſchuß Halle, auf Auf
rechter haltung der bisherigen Hotels, wird
namens des Verkehrsausſchuſſes vom Stadtv. Hildebrandt er-
läutert. Durch den Verkauf der Hotels ſind eine ganze Reihe der
Angeſtellten brotlos geworden. Auch entſteht für Durchreiſende
ein großer Unterkunftsmangel. Der Ausſchuß beantragt, die Ein-
gabe dem Magiſtrat zur Berückſichtigung zu überweiſen, unter
Berückſichtigung der S 2 bis 5 der Vekanntmachung über Maß-
nahmen gegen Wohnungsmangel vom 23. September I918, und die
betreffenden Hotels zur Linderung der Wohnungsnot zu benutzen.
Der Antrag wurde angenommen.

Der Antrag der HOrtsgruppe Halle des Reichsverbandes reiſen-
der Gewerbetreibender Deutſchlands, aus ihrer Mitte zwei e
zu der nächſten Sitzung der Kommiſſion für Jahrmarktsangelegen-
heiten als Sachverſtändige zuzulaſſen, wurde abgelehnt, womit die
öffentliche Sitzung beendet war.

Die Halliſche Arbeiterſchaft und der Machtkampf
in der Berliner Metallinduſtrie.

Eine außerordentlich ſtarkbeſuchte Verſammlung der revolu-
tionären Vertrauensleute und Betriebsräte tagte geſtern abend
im Volkspark, um Stellung zu nehmen zu der außerordentlich ver
ſchärften Situntion des Kampfes der Berliner Metallarbeiter.
Es wurde eingehend über die Entſtehung, den Verlauf und den
augenblicklichen Stand des Metallarbeiterſtreiks berichtet und be
tont, daß es ſich hier nicht mehr um eine Sache der Metallarbeiter
handte, ſondern um eine Angelegenheit von größter Wichtigkeit,
die die ganze Arbeiterſchaft angehe. Das Unternehmertum arbeitete
bewußt darauf hin, es hier zu einer Machtprobe kommen zu laſſen,
zu viner endgültigen Entſcheidung zwiſchen Kapital und Arbeit.
Man verſuche, den rein wirtſchaftlichen Kampf aufs politiſche Ge
biet zu ſchieben, um der ſiegreichen Oppoſition im Metallarbeiter-
verband von vornherein Schwierigkriten zu bereiten. Es gehe
hier in der Tat um die ſchwererkämpften Rechte der Arbeiter
ſchaft. Jn der ſehr lebhaft geführten Ausſprache wurde einmütig
betont, daß es zunächſt darauf ankomme, die kämpfenden Klaſſen-
genoſſen Berlins materiell, d. h. durch Aufbringung von
Mitteln, nach Kräften zu unterſtützen. Wenn es das macht-
lüſterne Anternehmertum zu einem Machtkampf von entſcheioender
Bedeutung treibe, dann ſtehe die Arbeiterſchaft Halles und mit
ihr die des ganzen mitteldeutſchen Jnduſtriebezirks geſchloſſen und
bereit, den aufgezwungenen Kampf aufzunehmen. Ein-
ſtimmig wurde folgende Entſchließung angenommen:

„Die Konferenz der politiſchen Vetriebsvertrauensleute erblickt
in dem Vorgehen des Unternehmertums gegen die ſtreikenden
Berliner Metallarbeiter, die Ausſchuß- und Betriebsmitglieder
nicht wieder in ihre alten Rechte einzuſetzen, einen Angriff auf
die Grundrechte der Arbeiterſchaft, der ſich gegen
das geſamte Proletariat des ganzen Reiches richtet. Die Betriebs-
vertrauensleute des Jnduſtriegebietes Halle ſprechen den ſtreiken-
den Metalarbeitern Berlins ihre volle Sympathie aus und ver-
pflichten ſich, die Halliſche Arbeiterſchaft aufzuklären über die
arbeiterfeindlichen Pläne der Scharfmacher. Vor allen Dingen
werden ſie dahin wirken, daß überall Geldſammlungen vor-
genommen werden, um den Berliner Genoſſen das Durchhalten in
ihrem ſchweren Kampfe zu erleichtern. W-eiter erklären die Ver-
trauensleute, daß die Arbeiterſchaft auch bereit ſei wenn es ſein

muß aktiv in den Kampf einzugreifen und den
ſelben zu dem ihrigen zu machen.“

Um Aufklärung über die Tendenzen des Kampfes zu verbreiten,
wurde beſchloſſen, morgen, Mittwoch, drei öffentliche Verſamm-
lungen in Halle abzuhalten. Die Verſammlungen finden ſtatt im
Volkspark, im Letnen Dreier und im Lokale Preßlers Berg, Liebe
nauer Straße. Es iſt Pflicht der Halliſchen Arbeiterſchaft, in
Maſſen nach den Verſammlungen gehen, um ſich dort Auf-
klärung fy holen und zum Ausdruck zu bringen, daß ſie nicht ge
willt iſt, ſich die ſchwer erkämpften Rechte wieder rauben zu laſſen.
Auf zu den Maſſenkundgebungenl

Einſchränkung der Verſammlungsfreiheit.
Nach einem Erlaß der Volksbeauftragten vom 12. November 1d18

„unterliegt das Vereins- und Verſammlungsrecht keiner Be
ſchränkung mehr, auch nicht für Beamte und Staatsarbeiter.
Meinungsäußerung in Wort und Schrift iſt frei.“ Dieſe Verord-
nung galt für ganz Deutſchland außer Halle. Die Halliſche
Polizei zog nämlich eine alte Oberpräſdialverordnung vom
27. Oktober 1905 unter dem Aktenſtaub hervor und unſer Partei-
vorſtand wie auch die ſozialiſtiſche Jugend und verſchiedene Ge
werkſchaften erhielten Strafbefehle, weil ſie öffentliche Verſamm-
lungen während der Kirchzeit abgehalten hatten. In dieſer An-
gelegenheit hat unſer Genoſſe, Abgeordneter Hennig, am 3. Oktober
folgende kleine Anfrage an die Preußiſche Landesverſammlung
gerichtet:

„Jn de Provinz Sachſen, insbeſondere in Halle, wird das
Verſammlungsrecht immer noch durch Anwendung der Ober-
präſidialverordnung vom 27. Oktober 1905 beeinträchtigt,
nach deren s 10 öffentliche Verſammlungen
an den Sonn und Feiertagen erſt nach Beendigung
des Hauptgottesdienſtes ſtattfinden dürfen. Will die
n regierung das Verſammlungsleben von dieſer Feſſel be

eien
Gedenkt die Staatsregierung die in der Provinz Sachſen und

auch in den anderen Provinzen beſtehenden Oberpräſidialverord
nungen über die äußere Heiligmachung der Sonn und Feiertage
wenigſtens inſoweit aufzuheben, als es ſich um während des
Hauptgottesdienſtes ſtattfindende Verſammlungen handelt

Wie wir erfahren, ſtand dieſe Anfrage ſchon früher einmal auf
der Tagesordnung. Die Regierung war zunächſt ſprachlos und
bat um Vertagung. Später erſuchte ſie den Präſidenten, die Frage
erſt dann wieder auf die Tagesordnung zu ſetzen, wenn ſie einen
dahingehenden Beſcheid erteilen würde. Dies kann freilich erſt am
Sankt Nimmerleinstag erfolgen falls ſie will.

Verſammlung der weiblichen Mitglieder des ſozialdemokrati
ſchen Vereins. Die für heute abend fällige Verſammlung der weib-
lichen Mitglieder des Sozialdemokratiſchen Bereins findet umſtändehalber

erſt am Vonnerstag, den 6. November, abends 77 Uhr im Volkspart
ſtatt. Bezirksſekretär Genoſſe Oelßhner wird einen Vortrag halten
über das zeitgemäße Thema: „Der Befreinngskampf des
Weibes.“ Außerdem wird Bericht erſtattet über die Kreisgeneral-
verſammlung, auf der für die Entwicklung der Frauenbewegung wich
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tige Beſchlüſſe gefaßt wurden. Die erganiſſerten Genoſſinnen werden
zu zahlreichem Viſuch der wichtigen Verſammlung eingeladen.

Metallarbeiter-Vetriebsräte-Obleute. Donnerktac, den 6. Nav.
abends 7 Uhr im Votkspark: Abrechnung und Empfangnahme des
weiteren Materials. Anſchließend Ausſprache über unſere weiteren
Aufgaben.

aliſtiſche Studentengruppe. Mittwoch abend 89 Uhr im
Kaiſer Wilheim, Bernburgerſtr. 12/18, Vortrag des Herrn

Prof. Dr. Heldmann über: Das Weltbild des Föderalismus“. An-
ſchließend außerordentliche Mitgliederverſammlung.

Einſtellung des Perſonenverkehrs. Jn einer amtlichen Ver-
ordnung im heutigen Jnfſeratenteil weiſt die Eiſenbahndirektion Halle
nochmals auf die vom 5. bis 15. November währende Einſtellung
des geſamten Perſonenzugverkehrs hin. Es verkehren nur
die unbedingt notwendigen Arbeiterzüge. Die Fahrpläne für
dieſe Züge werden heute am Bahnhof bekanntgegeben.

Halliſche Arbeiterkinder in Dänemark. Am 22. Oktober ſind
118 erholungsbedürftige Hallenſer Kinder, einer Einladung der
däniſchen Gewerkſchaften folgend, nach Dänemark abgefahren.
Sie werden dort vorausſichtlich ſechs Wochen zur Erholung
bleiben. Die Begleiterinnen, welche die Kinder den däniſchen

Liedtau. Eine außerordentliche Gemeindever
treterſitz ung ſand am Sonnabend, den 11. Neovember, ſtatt.
Um es den Einwohnern zu erleichtern, ſich mit den örtlichen Be
kannlmachungen vertraut zu machen, ſoll eine zweiter Aushänge-
kaſten in der Halliſchen Straße angebracht werden. Der an
30. April d. J. abgelaufene Jagdpachtvertrag mit dem Oberamt-
mann Wenzel ſoll nicht wieder erneuert, fondern die Jagd von der
Gemeinde gepachtet werden. Dieſem Antrag wurde zugeſtimmt
und beſchloſſen, den vorliegenden Jagdpachtvertrag beim Kreis
ausſchuß einzureichen. Der Antrag der Stadtgemeinde Halle und
des St. Eliſabethkrankenhauſes auf Erſtattung der Krankenhaus-
behandlungskoſten für die Haushälterin Emma Poſer wurde bis
zur Prüfung der Angelegenheit, ob das Arbeitsverhältnis der An
tragſtellerin verſicherungespflichtig iſt, zurückgeſtellt. Veim Vericht
der Wohnungskommiſſion zeigte ſich ſo recht, mit welch rück
ſtändigen und regaktionären Leuten auch in unſerem Orte gerechnet
werden muß. Ein Verfügungsberechtigter verweigerte, entgegen
den geſetzlichen Beſtimmungen und trotz des Hinweiſes der Kom
miſſion auf ſein ſtrafbares Verhalten, die Beſichtigung ſeiner
Wohnung. Eine unverſtändlichere Anſchauung äußerte der
in weiten Kreiſen bekannte Juwelier Tittel einem zugewieſenen
Wohnungsloſen gegenüber, indem er es für ganz ſelbſtverſtändlich
hält, daß er außer ſeiner Wohnung in Halle und

Pflegeſtellen ängetn rt haben, berichten über den liebevollen
Empfang, der ihnen dort zuteil wurde. Meiſt ſtanden die Pflege- unſerem Orte für ſich in Anſpruch nimmt.
eltern, welche alle dem Arbeiterſtand angehören, an der Bahn,

angeblich einer in Beeſen auch noch zwei inDie
gegen die Behebung der Wohnungsnot angeordneten Maßnahmen

um die deutſchen Kinder in Empfang zu nehmen. Alle Kinder der Behörden ſind nach ſeiner Anſchauung bolſchewiſtiſche
ſind vorzüglich untergebracht, ſo daß

Arbeitsgemeinſchaft ſozialiſtiſcher Techniker erläßt gegen die Tech-
niſche Nothilfe folgende Erklärung:

„Die A. ſ. T. verurteilt die Errichtung der Techniſchen Nothilfe
und erklärt: 1. Die Aufrechterhaltung lebenswichtiger Betriebe
und die Ausführung von Notſtandsarbeiten während eines Streiks
darf einzig und allein durch die zuſtändigen Organe der Arbeiter-ſchaft vorgenommen werden. 2. 8 er Streikbruch durch die
Techniſche Nothilfe wird aufs ſchärfſte verurteilt,
weil er die Arbeiterſchaft, die im wirtſchaftlichen Kampfe ſteht,
gufs äußerſte erbittern muß und dadurch die Herbeiführung von
Exzeſſen begünſtigt, weil er die Gegenſätze in der Arbeiterſchaft
und zwiſchen Hand und Kopfarbeitern noch weiter verſchärft,
weil er das unbedingt notwendige Vertrauen der Arbeiterſchaft in
ihre Vorgeſetzten und insbeſondere zu den Technikern vollends
untergräbt. Die Arbeits gemeinſchaft ſozialiſtiſcher Techniker
warnt daher auf das eindringlichſte vor einer Begünſtigung der
Techniſchen Nothilfe und richtet ihre Warnung vornehmlich an die
Kollegen. Techniker, welche dieſer Warnung zu-
widerhandeln, haben keinen Platz in unſrerArbeitsgemeinſchaft.

le ge ä e weindevorſteher veranlaſſenwelche n keine unmittelbare Nachricht erhalten haben, voll- Mmeindevor an zlenun ikommen Paul ſein können.“ chricht erh b Lerechtigten zuviel gezahlten Beträge ſollen auf die Gemeindekaſſe

Die Techniker gegen den organiſierten Streikbruch. Die

Zuſtände. Wegeverbeſſerungen vorzunehmen, ſoll, der Ge-
Die an die Familienunterſtützungs-

übernommen werden.
Nietleben. Parteiverſammlung. Mittwoch, den 5. November,

abends 8 Uhr, im Gaſthaus zur Sonne: Diſtriktsverſammlung.

Aus den Gerichtsfälen.
Strafkammer.

Jugendlicher Urkundenfälſcher. Jn der geſtrigen Verhandkun
ſaß ein 13jähriger Laufburſche, der bei einem Kaufmann Reiche
beſchäftigt war, auf der Anklagebank. Er beſucht noch die Schuke,
und zwar die Klaſſe IIa. Als Laufburſche mußte der Angeklagte
täglich die Poſt des Herrn Reichel gus dem Poſtſchließfach holen
Darunter waren auch Poſtanweiſungen, von denen er einige ſelbſt
unterſchrieb und das Geld für ſich'abhob. Auf die Frage des Vor
a r ur was ihn veranlaßt habe, antwortete der Angeklagter
„Jch hatte Hunger und wurdezu Hauſenicht ſatt.“
Von dem Geld kaufte er ſich Kuchen und Bonbons. Als nun ſein
Chef, Herr Reichel, das Fehlen der Poſtanweiſungen entdeckte,
ging er nicht, wie es richtig geweſen wäre, zur Mutter des Jungen,

nach der Prinzenſtraße und an einem Ausgang nach der Garten-
ſeite, welche mit Ueberwürfen und Vorhängeſchlöſſern feſt ver-

Der Streit um die Notausgänge im Apollothegter. Dem
Theaterdirektor Pol ler war durch polizeiliche Verfügung der ſtahl nun der Angeklagte das Geld ſeiner Mutter, die es mijpſain

Polizeibehörde zu Halle aufgegeben worden, an den Notausgängen erworben hatte, da ihr Mann in Kriegsgefangenſchaft war

ſondern er drohte dem Jungen, er würde ins Zuchthaus kommen,
wenn er das Geld nicht wieder herbeiſchaffe. Jn ſeiner Angſt

und
brachte es Herrn Reichel. Der Junge erklärte vor Gericht, daß er

o Jſo etwas nicht tun dürfe, aber daß er geſtraft würde, wußte er nicht.
ſchloſſen ſeien, letztere zu entfernen. ſo daß die Türverſchlüſſe Während ſeiner Ausſggen weinte er faſt immer wie ein Kind, das
durch einen einzigen Griff von innen leicht zu öffnen ſeien. Auf der bei einein dummen Streich ertappt wurde und Hiebe bekommen
Bühne und den Nebenräumen ſeien viele Deforationen, Möbel und
Reouiſiten vorgefunden worden, eine Tür ſei völlig verſtellt ge-
weſen. Die Beſeitigung der feſtgeſtellten Mängel wurde innerhalb
einer Friſt von 14 Tagen verlangt. P. kam dieſer Verfügung nicht
nach. Jn einer neuen Verfügung der Polizeiverwaltung wurde P.

beſeitigen, widrigenfalls Bwangsmaßnahmen ergriffen würden.
Jn der Verfügung wurde im weſentlichen hervorgehoben, daß nur
eine teilweiſe Abſtellung der Mängel erfolgt ſei. Nach erfolgloſer
Beſchwerde beſchritt P. gegen die letzte Verſügung den Weg der
Klage beim Oberverwaltungsgericht und wies darauf
hin, daß die Dekorationsſtücke zur Spielzeit ſtets zur Stelle ſein
müßten; andere Theater hätten auch Vorhängeſchlöſſer. Das Ohber-
verwaltungsgericht entſchied zuungunſten des klagenden Theater-
direktors, indem im weſentlichen geltend gemacht wurde, die zweite
Verfügung ſei lediglich als eine Wiederholung der zuerſt erlaſſenen
Verfügung zu betrachten. Gegen die erſte Verfügung habe P. keine
Rechtsmittel ergriffen; ſie hade mithin Rechtskraft erlangt. Die
zweite Verfügung habe nicht den Zweck verfolgt, die erſte Verfügung
zu beſeitigen. Für die Beurteilnng ſei es von keiner entſcheidenden
Bedeutung, wenn in der zweiten Verfügung eine neue Frift ein
geräumt worden ſei, um die vorhandenen Mängel abzuſtellen.

Stadttheater. Heute, Dienstag, geht Mozarts Oper, Die
Zauberflöte, in Szene. Mittwoch Das Dorf ohne Glocke. Tonners-
tag Der Erbförſter. Freitag Kameraden. Sonnabend gelangt die
Oper Tosca, von Pnuceini, zur Erſtaufführung. Sonntag nachmittag
wird als Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen das Singſpiel
Hannerl gegeben. Sonntag abend Die Zauberflöte.

Die Berufsberatung der Oſtern 1920 die Schule verlaſſenden
männlichen und weiblichen Jugend iſt durch das ſtädtiſche Arbeitsamt
wieder aufgenommen. Eltern, Vormünder, Schüler und Schülerinnen
finden Rat in allen Berufsfragen und Lehrſtellenvermittlung in den
Nachmittagsſtunden von 3-6 Uhr, Salzgrafenſtr. 21.

Ein kleines Jdyll. Sonntag, den 2. November, mittags 12 Uhr.
Schauplatz: Ecke Kaffee Tavid. Zwei ſchneidige Leutnants im grauen
Mantel, mit Achſelſtücken, die es immer noch gibt. Zwei Kom-
pagnien Soldaten, zurückkehrend vom „Gottesdienſt“, kommen aus der
Kleinen Utrichſtraße heraus. Der führende Offizier ruft, nein, er
brüllt das allen, die einſt dabei ſein „durften“, beliebte .Aagch--tung!“
und ſchon krachen Dutzende von Soldatenbeinen hinunter auf das
Pflaſter und ſtarren wie entzückt nach irgendeinem Punkte. Schön,
was So etwas iſt möglich 8 Tage vor der Jahresfeier der „Re-
volution“. Oder war es eine Probeparade zu Noskes Beſuch

Wie der Schleichhandel“ dlüht. Jn der Zeit vom 1. bis 31. Of-
tober ſind durch die ber der Polizeiverwaltung eingerichtete Ahieilung B
folgende im Schleichhandel angeiroffenen Gegenſtände beſchlagnahmt
worden: 96 Stück Butter, 1327 kg Mehl, 129 kg Weorgarine,
520 kg Rindfleiſch, 11 kg Schweinefleiich, 85 kg Kalbfleiſch, 6 kg
Hammelfleiſch, 90 kg Wurſt, 47 Stück Haſen, 20 Kiſten Lachsheringe,
13 Büchſen Korned-Beef, 177 Ztr. Kartoffeln, 22 kg Mohn, 7500 Fl.
Auslandsmilch, 26000 kg Schokolade, 2 Waggons Heringe, 600 Ztr.
Zucker, 20 Sack Roggen, 241 Stück Seife, 57700 Stück Zigaretten,

lebende Kuh, 1 lebendes Schwein, 2648 Rollen Kautabak. Die
beſchlagnahmten Lebensmittel wurden, ſoweit von den zuſtändigen
Behörden nicht anderweit über ſie verfügt war, dem Stadternährungs-
amt und dem Kriegsbrotausſchuß hier überwieſen. Ueber die anderen
Waren haben die Strafverfolzungs Behörden oder die zuſtändigen
Reichsſtellen zu verfügen.

Der Wettiner Hof zu Wehnnungszwecken angekanft. Jn der
geſtrigen geſchloſſenen Stadtverordnetenſitzung wurde beſchloſſen, das
Hotel „Weitiner Hof in der Magdeburger Straße zu kaufen und
zwar für eine Summe von 250000 Vik. Das Hotel ſoll zu Familien
wohnungen ausgebaut werden. Die Summe, die noch zum Ausbau
der Wohnungen benötigt wird, wird ſich auf 0--75 000 Mt. belaufen
Dieſer Beſchluß iſt ſehr zu begrüßen, denn er wird die Wohnungenot
wenigſtens etwas lindern. Wie wir hören, wird ſchon in allernächſter
Zeit mit der Vermietung begonnen werden.

Erwiſchte Einbrecher. Beim Revidieren des Grundftücks Alte
Promenade 5 in der verfloſſenen Nacht bemerkte der
Wach- und Schließgeſellſchaft. daß Einbrecher ſich ei

9 9 rein wacht
igeſchlichen haben

mußten. Mit Hilfe einiger Polizeibeamten gelang es zwei Einbrecher
ſeſtzunehmen.

Das Schwein im Schrebergarten. Geſtern abend wurde einem
Privatmann in ſeinem Schrebergarten an der Beeſener Straße ein

Zentner ſchweres Schwein an Ort und Stelle abgelrhlachtet und
geſtohlen. Die Täter ſind noch nicht ermittelt

U. T. Lichtſpiele, Leipzigerſtraße 88. Von dem nach dem be
fannten Roman: Der Tänzer verfaßten Schauſpiel gelangt dieſe Woche
der erſte Teil zur Vorfſihrnung. Der Mbelſehte Rauf Heidznann ſorgt
in dem Luſtſpiel Schieberchen Co. für ausgelaſſene Heilerkeit.

foll. Das Gericht verurteilte den Angeklagten zu zwei Wochen
Gefängnis.

Jn letzter Zeit wurden mehrmals Proletar erkinder
verurteilt, die im Wirtſchaftskampf ihrer Familie ſchon im zarten
Alter, ja manchmal ſchon während der Schulzeit ſtehen müſſen.

nochmals aufgefordert, die genannten Mängel binnen 14 Tagen zu Die bürgerliche Preſſe ſpricht vielfach von einer Verwahrloſung
der Jugend. Sie ſollte doch wiſſen, daß in dem Worte „Verwahr-
loſung“ eine ungeheure Anklage gegen den Staat, gegen die Schule
und gegen die ganze kapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung liegt. Neben
dem Schutze der Arbeitskraft muß deshalb ein verſtändnisvolles
Jugendrecht gefordert werden, das nicht vom Paragraphenſtand-
punkt aus urteilt, ſondern ſich mehr mit Menſchlichkeitsgefühl und
Liebe der Jugend annimmt. Die Erfüllung dieſer Forderung
iſt eine der dringendſten Aufgaben unſerer Zeit. Die Befreiung
der Jugend gehört zu den ſchönſten Aufgaben der ſozialiſtiſchen
Revolution.

Allerlei.
Millionen Schiebungen.

Auf Grund einer anonymen Anzeige iſt die Hamburger
Polizeibehörde großen Lebensmittelſchiebungen auf die Spur ge
fommen, die weite Kreiſe zu ziehen ſcheint. Es handelt ſich um
Diehſtähle und Verſchiebungen von Fett, Wurſt, Schinken
und Speck aus den Beſtänden, die vom Reichsfinanzminiſterium
in hieſigen Kühlhäuſern eingelagert ſind und die einen Wert von
180 Millionen Mark haben. Der Wert der vermißten Sachen wird
auf mehrere Millionen angegeben. Es verlautet, daß hoch
ſtehende Perſönlichkeiten bei den Unredlichkeiten ihre Hand im
Spiele gehabt haben.

Wie aus Frankfurt a. M. berichtet wird, verſchwanden in den
letzten Tagen vom Hauptbahnhof vier Waggons mit Cornedbeef,
ein Waggon mit Kaffee, zwei Waggons Kakao und ein Waggon
Leder, die alle durch Falſchzettel und Beſeitigung der Ori-
ginalfrachtbriefe nach kleinen Vahnhöfen in der Umgegend
verbracht wurden, wo ſie beraubt wurden oder werden ſollten. Bei
dem Waggon Leder handelt es ſich allein um ein Objekt von einer
Million Mark.

Exploſion auf einem japaniſchen Panzerſchiff“ Laut Telegraaf
wird aus Tokio gemeldet, daß am Mittwoch auf einem japa-
niſchen Panzerſchiffe ſich eine ſchwere Exploſion er
eignet habe bei der ein Offizier und 12 Mann getötet und mehrere
ſchwer verwundet wurden.

Neue Nationalhymne.
Von W. Dreiſt.

Weh dir im Tranerkranz,
Mörder des Vaterlands!
Exkaiſer dir!
Ferne von Glück und Glanz
Fühle die Schmerzen ganz,
Feind deines Volks zu ſein!
Weh, Kaifer dir!
Nicht Roß und Reißige
Sichern die ſteile Höh,
Wo du jetzt ſtehſt,
Liebe des Vaterlands,
Liebe des freien Manns
Haſt du voll Frevelmut
Dir ſelbſt verſcherzt.
Flamme des Zornes glüh,

lüh und erlöſche niel!
Und leuchte gut!
Wir alle ſehen dann
Klar dieſen einen Mann.
Der uns ſo forſch und kühn
Jns Elend ſtieß.

Keine Vergeltungl Wir eGönnen dein Leben dir,
Beſchwert vom Fluch.

Ferne vom PHöflingstanz

Fühle das Grauen ganz: 5Abſcheu des Volks zu ſein aWeh. Kaiſer dirl e(Wir ent neuen dieſe neueſte Nationalhymne der aus n
neten unſeren Leſern ſehr zu empfehlenden illuſtrieèrten ſatir
Wochenſchrift Faun, der letzthin durch Noske verboten wurde.

t e
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alhullg-
Operetten Theater.

Anfang 8 Ukr.
Dienstag und Mittwoch

Kchwarzwalümögel.

Donnerstag Premlère!
In pröcht. Ausstattaung

Ball Wien
im Winter gedklnet.

Badegeisen
vom l. November ad

III

an Dekorationen unö
r Dampt-, elektr. Iiebt-Der Mikado u. andere mediziniseh-

Bäder,. Massage
297 fär Herren u. Damen.Krankenkassen Mit-

ieder Ermässigung.
99)]

Eln Tag In Titipu.
Burleske- Operette
von W. S. Lilbert.

Deutsche Bearbeitung
V. F. Zell u. Rlteh. Genés.

Fernru 2675.

Lumyen., Wolle. Reutuch
Kaninchenfelle, Papier

Musik von A. Sallivan. kauft zu hö en Tagespr.
u. holt auf Wunſch ab 4747Kasse 10- u. 48.C Ludwig. Sehwetsehkestr. M.

neu
Burg-Volkspark, etrasse 27.

Sonnabend, den 8. November,
und

Sonnabend, den 15. November,
ist der untere grosse Saal

noch frei!
56 97 ODig Seschaäftsleitung.netter2 Könige, Varieté,

Kl. Klausstr.Riesen- Erfolg gue paen Ken

Ia Wende erſt lann ne Programm.

Der grobe Porven:chlager,Sie al bllhas. uE
beſt Bunte Bühne

CCEIIIX-XKX,MKGCIIIIIIIIIII
Das Begte von Besten

bringt der wunderbare 6689
Xovember- Spielplan

Nittwoch von s Uhr anDeffentiicher S
Von Donnerstag früh an ſtehen fortwährend e

SFiwaſtakeFerkel,
ſowie auch kleine und extra große

Hann. Futterschweine
ſehr billig zum Verkauf. *3524

Gebr. Kohlberg, Halle a. S.,
Gaſthof „Goldene Roſe“,

Ranniſcheſtraße 19. Telephon 6842.

Einem geehrten Publikum ſowie meiner
werten Kundſchaft von rrierg und Um
gebung zur Kenntnisnahme, datz mit demheutigen Tage meine Wohnung von otthardt

ſtraße nach *3495Breitestr. 12 (bCarthot Alte Povf)
woſelbſt ſich meine Glaferwerkſtatt befindet,
verlegt habe. Hochacheungsvoll
Ernst Kancdelhardt, Bauglaserel.

T

Ein Anfſktläruugsbuneh, das gchon
unendlieh viel S gen gestinet hat

Die Gefahren der
Fliitterwochen.

in Katgeber für Verlobte, Eheleute und alle
Familien, von Dr. A. Müller. Broschüre bei
Voreinse dung Mk. 1,60. Naehn. 50 Pf. mehr.
VDin trefflicher Führer und Berater für alle
Familien und Brautleute, der zu einem innigen,giüeklichen Zusammen eben verheitfen o.

Zu beaiehen durehb: *8450
J Wittherger 4 Co., Stuttgart 4.

n Leiſten,

J

Mllleſderſtelle.

Kaufe zu höchſt. Preiſen

h m er nerobe, Schuhwer große uswahl, cMuſikinſtrumente, rismengläſer, Uhren, Wert mod. Formen. J
ſachen, P Pfandſcheine. Puul Andersch,

rer yyrrne. 5F. Hennicke,
Gr i ftr 15. Te 1.241

Vcorh Gedendeſaſoſan,

Die ersten Flimkräfh

grösste Sittenfilm

m ten Berpollen: Erſko Cläsner, Karl Auen, Harry Ilecke, nern Rupker,

in einem FHeisterwerk.T

Anfang 8, 5 Uhr. e Vorverkauf Il Uhr. e Telepbonisehe Bestallangen 2752.S s I me

Gr. UlricR-
ſtraße 57

Ah Dienstag

Nic Sarter

Detehtiu-
S äftrarfonl

in 4 W er
in seinem gewaltigen Detektiv-
Abenteuer in

Wasser und zu Lande.

I kehr III I

Dle grosse

Lirkuy- und

der Luft, zu

Muffen u. Baretts

Form wie oenſtehend

Kl. Berlin

Fyenanfertigengenung Puten mReparaturen und
im Ausſehen von Leinen Umarbeitungen
kaum zu ungterſcheiden, in in preiswerter, ſolider
faſt allen Formen und Ausführung. 4887

Weiten am Lager. Aufblenden
getragener Pelzwaren,

ſow e
durichten u. Färden V. feller

ſchnellſtens.

E. Soifrian,
Böllbergerweg 7. I.

Bellamy
Ein Rückblick aus

dem Jahre 2000.
Kart. 3 Mk., Porto 15 Pf.

Vollsbuchhandlung.
Halle (S.), Harz 42/44.

Einſtellung des Perſonenvertehrs.

Vemäß Verordnung der Reichsregierung vom
31. Oktober d. Js. wird in der Zeit vom 5. bis
15. November d. Js. einſchl. auf ſämtlichen Haupt-
und Nebenbahnen der geſamte Perſonen
mit Ausnahme des unbedingt notwendigen Arvei
verkehrs eingeſtellt.

Die Fahrpläne für die Hiernach noch verkehrenden
Arbeiterzüge werden auf den Vabnhöfen bekannt
gegeben.

9f3 4 00 u. 50 Mk.Abgabe auch im Engros.
dauerwäſchevertrieb

1 Tr. rechts
krüe Sörnsr.

Markenfreie b709

Kerzen
friſch eingetroffen.

M. Bartl,
Bonbon Geſchäft,

Gr. Steinſtraße 34,
a Marguaretenſtr.

Halle, den 1. November 1918
3520 Die ie Eiſendahndirerrton.

mZ 2 J
e

Pe r n Auskunft umſonſt bel

r
ödrgerüuseh, w. van

uber unſere ten
ſendfach dewährt., F.
vatenkamttid ge 8
ſchüßt Härtrom-
meln. Bequen v.

3054 Slängende Hnerken nungen

San Verzan Nirchen i
Hafonallawen

mit Garantie *3518
w h und Musaterlager:

Zimmer,r d. Rauptpost.e er ZZZZ e eeeee—

kisensehlitten
in allen Preislagen 5708

G er
Kosohüfts-
Uabernahme l
Meiner werten Nach

barſchaft und Bekannten
zur Kenntnis, daß ich das
Geſchäft d Frau Fr. Selig,
Torſtr. 23, übernommen
habe und bitte mich gütigſt
unterſtützen zu wollen.

Hochachtungeévoll

d Otto Werner.

nan wen

An leben
Am ſin IInen Abenteuer d.

berühmten Detektavs
Hax landa.

spa nnende8 Akte
I

Reirendes Uustapiei.
Lachen ohne Ende.

Ah Freitag:
Das Honumental-

Fümwerk:

Du
Denn
Mann

ßodelschlitten Striekwesten

Stadttheater.

ung d. 5. November,
Ende 10 Uhr:du bin dine äbd

Donnerstag 5691

Der i*3521Arbellsöurſhe

welcher auch mit Pferden
riß ehen verſteht, wirdfür fofortigen ntritt geſ.

H. Lichtenfeld,
A.-Radewell, Hauptſtr.3.
s Nöbel-Transporte
ſowie Speditions-
ſuhren führt ſachgemäß
aus Alb. Ackermanu,Thomaſiusſtr. 15. Tel. 5643

r

Heete zum ernten Male:
Die tanende Marke
Operette v. R. Renataky.
Lemponls! v. Uede im Schnee

Als Gäate: 5708
Louise Tirach

om Neuen Operetten-
haus, Berlin.Winenz vom

heat. a. d. Wien, Wien.
Vorverk. 9-1 u. 5-,7.

5417Maſchinenſchreiben

Friedrichſtr. 52, l. rechts.

Parteischriften nern

Organ der

Erſcheint j

Einzelheft 75 Pfg.

muß dieſe Zeitſchrift ha

blattes entgegen, oder di

Volksbuchhan

O

Der Arbeiter-Rat.
Arberkterräte

Dertrtſrkhzln ad
ede Woche.

Vierteljahr 7.20 Mk.
Jedes Arbeiterrats-Mitglied, jeder Arbeiterrat,

lien, da dies die einzige
aktuelle Zeitſchrift in dieſem Sinne iſt.

Beſtellungen nehmen alle Austräger des Volks
rekt zu beziehen durch die

dlung, 3. Halle a. S.,
Harz 42/44.

DerVereins-
Anzeiger
Erſcheint feden Dienstag
und Freitag. Jahresbeitrag 10 2 ik. jede Zeile.

[Naſſs Was

Abelter-Säpger-Chor

Mittwoch, den 5. Novbr.
vünktl. s Uhr, im Volks
park Singeſtunde.
fraen- d Häccheucher.

Jed. Dienstag, Uhr,
im Volkspark:
De Singeſtunde. W
Turnverein Flchte.
Oberrealſchule, Staudeſtr.:
Dienst. u. Freitag 83-10U.,
Turnerinnen: Mittw. 16.
Johannesſchule, Liebe

nauerſtr.: Montag und
Donnerstag 7-9 Unr.

Sandanger Sonntag 8-11.

Touristen- Verein
„Die Naturfreunde
Sonpegrias grtg. 7 Uhr,

tadtheim., Kl. Berlin 1:Monats Verſammlung
Sonntag, den 9. Novbr.

Treffen im Landheim.

III
im Halle a. Saale.

Jereinslok. Gold. Kette.
Sonnab. neneJeden Sonnabenddem l. r

Arb. Samariter-Kol. Halle
Jeden Freitag nach dem

1. und 15. Uebumgsſtunde
in der „Goldenen Kette“.

Artigten Börse.
Halle a. S. Fernfpr. 2884.

Vereinslokal:
Vereinslokal: Zur

Plauderecke, Auzuſtaſtr.
SitzungJeden hüuvoch.

Huümoriſten, Komiker,
Huette, Geiger u. Pianiſten
ſind und müſſen zu jeder
Gelegenheit zu haben ſein.

Jugend Abteilung:
uſammenkünfte jeden

Mittwochi. Vereinslokale.

I Krünwitz.
Arbeiter Vildungs

Verein, Kröllwitz.
Bereinslokal: Lindenhof.

Geſangs-Abteilung:Jed. Donnerstag 8-1 ühr.

Dramatiſche Abteilung:
Jeden Mittwoch 8-10 Uhr.

Turn Abteilung
Dienstag u. Freitag 3-10U.

agnver- u. Mandolin
Abteilun

Für Burſchen:
Donnerstag 10 U.

Bibliothek:
Honnerstag v. 8-10 Uhr.

[Tmmongort- 1

Arbeiter -Gevang- Verein
Mandohnen-Anelfrobainn Ammendorf u. lmye gen

12 Steinweg 12. Halle (S.) Dienstag. d. 4. Novbr.r Vereinslokal. Zur abe ds Uhr in TeichS Blauderecke“, Auguſtaſtr. ment See

e Verein zur Pflege des TNein Mandolinen-, Gitarre- u Der Vorſtand.einwolene Serienſpieis guhhreteter
rundlage für Damen uer den Freitag: [Merseburg.

ar Damen, Barchente, Uebungsſtunde
Anzug u. Koſtümſtoffe, ne Handelnen-drrheger GeWerkschafts Kartell

zu ſehr
s 705

Hemdentuche
mäßigen Preiſen.

J. Blletzhv
Lelpriger Str. 103. 1 Tr.

ben iunennee

dine
565 a doh d üeengoll

in allen Grögaen und
versehiedenen Formen

vorrätig. 5699
Gravierenx Kosatenlos.

Herm Schinälet, e

vorrätig in der

Gegr. 1902. Espana]. Gegr. 1908.

Verein z. Pflege nur guter
Mandol. u Lautenmuſik.Uebungsſt.:
abends 8 Ubr. in et
Reſtaur Kurie Gaſſe 1

Jed. Freitag,

Herseburn.

Jeden 1. Donnerstag
im Monat, abds. 7 Uhr:
Si ung im ThüringerHof“. Der Vorstand

et—zm T

Erhbältlich in Heften

Cekrönte Häupter.
Zur Haturgeschlchte des Apsolutismus.

Pro Serie in 1 Band gebunden 2,25 AMk.,
Porto 15 Pf.

à 30 Pl. Porto 5 Fl.
Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlun 2

eeeeeeeeeeeeeeeaeaa-

S n u I C IVolks-Buchhancliung, Halle, Harz 4244.
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